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Die zu verarbeitende Gesetzesflut wird immer uner-
träglicher. Wenn wir so weitermachen, werden beide 
Seiten – Verwaltung und Unternehmen – „kollabie-

ren“. Mehr denn je gilt, dass Steuervereinfachung nicht nur ein 
Schlagwort sein darf, sondern endlich eine ernste Reform in 
Angriff genommen werden muss. Unzumutbar sind die kurzen 
Stellungnahmefristen, in denen unsere ehrenamtlichen Funkti-
onäre innerhalb weniger Tage umfangreiche Gesetzestexte be-
gutachten müssen. Wir haben unseren Unmut bereits in einem 
Schreiben an Finanzminister Schelling kundgetan.

Umsetzung der 4. Geldwäsche-RL
Im kommenden Jahr steht die Umsetzung der 4. Geldwäsche-
Richtlinie an. Hier droht Ungemach, falls die Meldeverpflich-
tung ausgeweitet wird und schon die Vortat selbst zu melden 
wäre. Überdies könnte auch der Tatbestand der Vortaten für 
Geldwäsche auf Steuerhinterziehung ausgeweitet werden. Die 
Ausnahme bei rechtsberatender Tätigkeit und als Parteienver-
treter muss weiter bestehen bleiben. Das fordern wir.

Verstärkte Betrugsbekämpfung
Um die Tarifreform finanzieren zu können, hat der Finanzmi-
nister verstärkte Betrugsbekämpfung angekündigt. Wir unter-
stützen selbstverständlich prinzipiell jede Maßnahme gegen 
Steuerbetrug, fordern aber ein verhältnismäßiges Vorgehen. 
Bei der Registrierkassenpflicht sehen wir dies leider nicht. Im 
Gegenteil, die Registrierkassenpflicht bringt den Unternehmen 
eine unverhältnismäßig hohe finanzielle und bürokratische 
Mehrbelastung, aber in vielen Facetten keine erhöhte Sicherheit 
in der Betrugsbekämpfung.

Auf Initiative des Landes Niederösterreich hat die KWT 
übrigens per 1. Dezember eine Anlaufstelle – sowohl für 
niederösterreichische Unternehmen wie auch für den gesamten 
Berufsstand – eingerichtet, mit dem Ziel, Anliegen rund um 
die Finanzpolizei zu erfassen, zu diskutieren und Verbesserun-
gen zu erreichen.

Befugnisüberschreitungen der Bilanzbuchhalter
Wir stellen fest, dass es in der Praxis immer wieder Fälle gibt, in 
denen Bilanzbuchhalter von Unternehmen als Vertreter vor Fi-
nanzbehörden, z. B. auch bei Betriebsprüfungen, genannt wer-
den, obwohl sie nur eingeschränkte Vertretungsrechte besitzen. 
Wir haben die Finanzverwaltung neuerlich darüber informiert 
und gebeten, diesen Missstand in Zukunft abzustellen.

Danke für die Zustimmung
Wir haben im November eine Mitgliederumfrage zum The-
ma Aufwandsentschädigung durchgeführt. Erfreulicherweise 
haben rund 73 % der Kollegenschaft zugestimmt, dass wir ab 
dem kommenden Jahr eine Erweiterung der Aufwandsentschä-
digung für einzelne Funktionen, wie Vorsitzende der Fachse-
nate, Landespräsidenten und Berufsgruppenobleute umsetzen. 
Daraus ergibt sich keinesfalls die Notwendigkeit einer Erhö-
hung der Kammerumlage. Wir haben insgesamt einen hohen 
Servicegrad erreicht, den wir auch in Zukunft halten wollen. 
Dazu braucht es Erfahrung von Kanzleipraktikern, über die die 
KWT nicht verfügen kann. Aufgrund der vielen Themen und 
Aufgaben, die auf uns zukommen, ist es schlicht unzumutbar, 
dass einige unsere Kolleginnen und Kollegen für unseren Be-
rufsstand mit 300 bis 400 Stunden ehrenamtlich tätig sind. 

Mit Ihrer Zustimmung zur Aufwandsentschädigung wird 
sichergestellt, dass auch Kolleginnen und Kollegen aus kleine-
ren Kanzleien derartige Funktionen übernehmen können. 

Aktuelle Imageumfrage mit neuen positiven Ergebnissen
Im Oktober wurde zum vierten Mal vom Linzer Spectra-Insti-
tut das Image unseres Berufsstandes bei insgesamt 500 Unter-
nehmen erhoben – mit neuerlich sehr erfreulichen Ergebnissen: 
Das Image der Steuerberater konnte sich auf einem ohnehin 
hohen Niveau noch weiter leicht verbessern, das Image der 
Wirtschaftsprüfer ist stabil. Bei der Beratungsqualität konnten 
beide Berufsgruppen zulegen. Wir können stolz darauf sein, 
dass unsere Kunden so nachhaltig mit uns zufrieden sind.

Unser positives Image spiegelt sich in unseren Wachstums-
zahlen wider. Immerhin ist unser Umsatz mit 4 Prozent deut-
lich über der Inflationsrate gestiegen. In erster Linie beruht die-
ser Erfolg auf Ihrer Arbeit und der Ihrer Mitarbeiter, wofür ich 
Ihnen an dieser Stelle herzlich danken möchte. 

Wir setzen darüber hinaus Aktivitäten, um unseren Be-
rufsstand in der Öffentlichkeit zu positionieren. Besonders gut 
läuft die Gründerinitiative „Niemals-ohne“. Uns ist bewusst, 
dass wir mit anderen Anbietern in Konkurrenz sind, deshalb 
müssen wir initiativ bleiben. Seit Beginn dieser Aktion im Jahr 
2013 wurden insgesamt knapp 1.500 Gründerboxen bestellt.

Wir werden unsere Aktivitäten zur Positionierung der Steu-
erberater und Wirtschaftsprüfer auch im neuen Jahr fortsetzen. 
Auch die Homepage der KWT wird neu gestaltet und struktu-
riert und auch für mobile Endgeräte gut nutzbar gemacht. Die 
neue Homepage wird im 1. Quartal 2016 online gehen.� n

Zum Autor
Klaus Hübner  
ist Präsident  
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Gesetzesänderungen  
am Fließband …

Klaus hübner über den Blick nach vorne auf das Jahr 2016, neue gesetzliche 
Regelungen und neue Herausforderungen für unseren Berufsstand.
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	 3	 Brandaktuell Präsident Klaus Hübner über Neuerungen und 	
		  Herausforderungen und gute Aussichten auf das Jahr 2016.

	 6	 �kurznotizen Aktuelles aus der ÖGWT und Wirtschaft.

	 8	 �personality Karin Pollack über Irmgard Griss, Vorsitzende der 
Hypo-Untersuchungskommission. 

10	�	 schwerpunkt Klaus Wiedermann über die Steuer- und  
	 Rechtsformgestaltung ab 2016. 

16		 praxis Über das Kontenregister- und Konteneinschaugesetz zur 	
		  Betrugsbekämpfung. Von Jürgen Sykora

18		 BRENNPUNKT FINANZ Herbert Houf über die Bescheid- 
		  beschwerde und die Vorlage an das BFG. 

21		 servicenetzwerk Alles auf eine Karte: Mit der Servicecard der 	
		  ÖGWT haben Sie alle Trümpfe in der Hand.

26 	BERUFSANWÄRTER Während des Studiums schon in einer  
		  Kanzlei zu arbeiten bringt Vor- und Nachteile mit sich.

27 	JUNGE ÖGWT Zieleinlauf in Richtung Start: Die mündliche  
		  Fachprüfung vor der Kommission.

28		 Wirtschaftsprüfer Gunther Bauer über das Rechnungs- 
		  legungs-Änderungsgesetz 2014 und seine doppelte Zielsetzung.

30		 KNOW-how Fachliteratur aus dem Wirtschafts- und Steuerrecht.

31		 im Fokus Mit der Gesamtsituation unzufrieden: Ein Kommentar 	
		  von Verena Trenkwalder zur aktuellen Steuerlegistik.

32		 Soft skills Prävention statt Burnout: Andrea Kdolsky über die 	
		  Wichtigkeit der betrieblichen Gesundheitsförderung. 

35		 FRAGEbogen Sind Sie gut beraten? Beantwortet von PR-Lady 	
		  und Unternehmerin Elisabeth Hirnigel.

36 	Officetools Neuigkeiten aus der Hightechwelt.

38		 terminvorschau Alle wichtigen Veranstaltungen.

Hinweis: Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit verzichten wir auf 
geschlechtsspezifische Formulierungen.
 

Das Jahresende, dem wir mit großen Schritten ent-
gegenschreiten, ist immer auch eine gute Zeit, um 

Bilanz zu ziehen. Und sportlich gesprochen könnten 
wir eigentlich von Best-, wenn nicht Spitzenleistungen 
sprechen. Denn, wie schon eingangs in der Rubrik 
„Brandaktuell“ erwähnt, konnten wir unsere ohnehin 
guten Imagewerte für Steuerberater und Wirtschafts-
prüfern, die das Linzer Spectra-Institut bei über 500 
Unternehmen erfragt hat, noch eimal leicht verbessern. 
Das gibt Anlass zur Freunde und auch zu einem großen 
Dank an die vielen Kolleginnen und Kollegen, die die-
ses positive Ergebnis mit ihrer hervorragenden Arbeit 
überhaupt erst möglich machen. 

Dass auch wir uns bemühen, diese guten Imagewerte auf 
hohem Niveau weiter stabil zu halten, möchten wir Ih-
nen auch mit der aktuellen Ausgabe von ÖGWThema 
beweisen. Lesen Sie zum Beispiel in unserer Rubrik Ser-
vicenetzwerk (ab Seite 21) nach, welche vielfachen Vor-
teile ÖGWT Mitglieder durch ihre Servicecard genießen.   

Auch fachlich wollen wir Ihnen jede Menge an in-
formations-Vorsprüngen verschaffen. Kollege Jürgen 
Sykora gibt über das Kontenregistergesetz Auskunft  
(Seite 16), Herbert Houf über die Bescheidbeschwerde 
für Wirtschaftsprüfer (Seite 18), Gunther Bauer über das 
Rechnungslegungs-Änderungsgesetz 2014 und Kollegin 
Verena Trenkwalder kommentiert die manchmal eher 
unerfreuliche aktuelle Steuerlegistik (Seite 31).

Die ehemalige Gesundheitsministerin Andrea Kdolsky 
hat sich für Sie mit dem wichtigen Thema der Betrieb-
lichen Gesundheitsförderung beschäftigt. Das Motto: 
Prävention statt Burnout.

In diesem Sinn bleibt mir an dieser Stelle Ihnen heu-
te schon ein frohes Fest und ein erfolgreiches 2016 zu  
wünschen.

Herzlichst,
Ihr Klaus Hübner
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Bestleistungen! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen!
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Soziale Medien boomen und sind die Nummer-1-Aktivität im Internet. 
Facebook verzeichnet über eine Milliarde Nutzer. Nicht nur „Freunde“ 

tauschen Privates auf Facebook aus. Auch Unternehmen und Marken 
haben ihre Kommunikation auf soziale Netzwerke ausgeweitet und Steuer-
berater und Wirtschaftsprüfer nutzen die sozialen Medien für ihr Kanzlei-
marketing. Man kann sich jedoch auch als Facebook-Neueinsteiger noch 
relativ einfach einen Namen machen. 

Wenn Sie erfahren möchten, wie Facebook funktioniert und wie man 
es richtig nutzt, dann laden wir Sie zum ÖGWT-Facebook-Webinar am 
Freitag, 29. Jänner 2016, 10:00 Uhr, ein. Sie können ganz einfach vom 
Arbeitsplatz oder von unterwegs aus mitmachen. Durch das Webinar führt 
die Social-Media-Expertin Carina Schwarz, MA (Fa. Atikon). Sie zeigt vor, 
wie Facebook und die Registrierung funktionieren, was der Unterschied 
zwischen Unternehmensseite und privater Chronik ist, wie man Freunde 
findet und seine Daten schützt. 

Wir freuen uns über Ihre Teilnahme. Das Webinar 
ist kostenlos und dauert ca. 45 Minuten. Für die 

Teilnahme ist es nötig, dass Sie sich bis 28.1.2016 
auf der Plattform „edudip“ unter https://www.
edudip.com/academy/atikon kostenlos registrie-
ren. Weiters benötigen Sie Computer, schnellen 
Internetzugang, aktuellen Browser mit Flash-

Plugin und Lautsprecher. Bei Fragen in diesem 
Zusammenhang wenden Sie sich bitte an 
socialmedia@atikon.com

Facebook für Einsteiger! 
SERVICE. Facebook-Webinar am 29.1.2016

Ein herzliches 
Dankeschön ...

und Alle Jahre wieder ... 
Frohe Weihnachten ! 

Neuigkeiten und aktuelle meldungen aus der finanzwelt

kurznotizen

ÖGWTHEMA 
Kleinanzeigen
SERVICE. Kostenlos nur für ÖGWT Mitglieder.

Sie suchen Personal, Räumlichkeiten, Kooperationspart-
ner, Nachfolger oder eine Kanzlei? Sie haben Literatur 
oder Ähnliches anzubieten? Unsere Mitglieder haben die 
Möglichkeit, kostenlose Kleinanzeigen im ÖGWTHEMA 
zu schalten. Buchen Sie Ihre Kleinanzeige per E-Mail 
service@oegwt.at, per Fax 01/31 45 45-33 oder per  
Post an ÖGWT, Tiefer Graben 9/11, 1010 Wien z. H.  
Mag. Sabine Kosterski oder über unsere Homepage 
www.oegwt.at im Bereich Service. Der Redaktionsschluss 
für die Kleinanzeigen 2016 ist immer 4 Wochen vor 
Erscheinungstermin (ET).

ÖGWTHEMA  1/2016	 ET	 15. Februar 2016

ÖGWTHEMA  2/2016	 ET 	 1. Mai 2016

ÖGWTHEMA  3/2016	 ET 	30. September 2016

ÖGWTHEMA  4/2016	 ET 	30. November 2016

Liebe Mitglieder der ÖGWT, liebe Junge ÖGWT,  
liebe Teilnehmerinnen und Teilnehmer  
bei ÖGWT Veranstaltungen,
liebe Freundinnen und Freunde der ÖGWT!

Im Namen der ÖGWT und in meinem eigenen  
darf ich Euch allen heute danken.

Ein großes Dankeschön für
die gemeinsamen Erlebnisse,
für die Sympathie, die wir erfahren durften,
die Treue und das Vertrauen,
die Teilnahme und gute Stimmung  
bei unseren Veranstaltungen,
die Mitgliedschaft und Unterstützung,
das besondere Engagement, die vielen Ideen, 
das wertvolles Feedback, damit wir besser werden,
und für die besonderen Freundschaften,  
die entstanden sind.

DANKE! 	
Euer/Ihr Klaus Hübner

DIE ÖGWT bedankt sich herzlich bei ihren Mitgliedern 
und wünscht allen Kolleginnen und Kollegen ein frohes Fest 

und einen guten Rutsch ins Neue Jahr 2016.

©
 J

uli


_P
etukhova










 –
 I

stock





©
 ale


x

sl
 

– 
istock






4/20156



Gratulation
Kollegen. Die ÖGWT gratuliert
zum Geburtstag

Martin Rainer – 50 Jahre. Am 1. Oktober 
feierte der Familienvater seinen 50er. Seine Freizeit 
verbringt er gerne am Eis als Eishockey-Goalie 
oder in der Luft als Pilot. Er hört viel klassische 
Musik und ist ein großer Freund von Mehlspeisen. 
Die ÖGWT wünscht alles Gute. 

Gerhard Kojnek – 70 Jahre. Der Burgenländer 
feierte am 16. Oktober seinen 70er. Seit 1972 sind 
er und seine Mitarbeiter ein Team. Ausgleich findet 
er bei seiner Familie, beim Sport, in der Musik und 
beim Reisen. Die ÖGWT wünscht alles Gute.

Josef Fischbacher – 80 Jahre. Für den 
Wiener stand am 31. Oktober der 80er an. Den 
Großteil seiner Zeit widmet der leidenschaftliche 
Oldtimer-Fan seinen Enkelkindern. Erholung fin-
det er beim Reisen und Bergsteigen. Die ÖGWT 
gratuliert herzlich.

Robert Steininger – 70 Jahre. Der 70er wurde 
bei dem Niederösterreicher am 15. November 
gefeiert. Mit seinen Oldtimern, an denen es immer 
etwas zu schrauben gibt, teilt er liebend gerne seine 
Freizeit. Die ÖGWT gratuliert herzlich.

Doris Bauer – 50 Jahre. Die Steirerin feierte am 
17. November ihren 50er. Ihre Freizeit verbringt 
sie am liebsten mit ihrer Familie in der Dachstein-
Tauern-Region. Die ÖGWT wünscht alles Gute!

Susanne Fritz-Limarutti – 40 Jahre. Am  
21. November feierte die Grazerin ihren 40er. Als 
berufstätige Mutter verbringt sie ihre Freizeit mit 
Legospielen und Geschichten vorlesen. Bei Spazier-
gängen im Wald kann sie so richtig entspannen. 
Alles Gute wünscht die ÖGWT!

Getraut. Carmen Kovacs und 
Robert Baumert haben sich am 
10. Oktober kirchlich getraut. Mit 
Familie und Freunden wurde im 
Südburgenland auf traditionelle 
Art in der Heimat von Carmen 
gefeiert. Die Flitterwochen ver-
brachten sie auf den Seychellen. 
Die ÖGWT wünscht beiden das 
Allerbeste für ihr gemeinsame 
Zukunft!

Herzlichen Glückwunsch!
Kollegen. Die ÖGWT gratuliert herzlich 
zum Berufsjubiläum

50-jähriges Berufsjubiläum
Michael Heller. Am 10. 
November feierte Kollege 
Heller sein 40-jähriges 
Berufsjubiläum. Nach 
wie vor setzt er sich für 
den Berufsstand ein. An-

sonsten widmet er sich seinen Hobbys 
wie Reisen, Theater und Oper sowie 
Konzertbesuche und edle Tropfen. 
Außerdem wandert er gern mit seinem 
Hund. Die ÖGWT wünscht ihm alles 
Gute.

20-jähriges Berufsjubiläum
Doris Bramo-Hackel. 
Die Wienerin feiert 
am 13. Dezember ihr 
20-jähriges Berufsju-
biläum. Neben ihrem 
Job mit Schwerpunkt 

Verrechnungspreisberatung ist sie auch 
als Coach und Supervisorin tätig. Ihre 
Freizeit verbringt sie in der Natur und 
im Theater. Die ÖGWT gratuliert 
herzlich.

Petra Moitzi. Am 20. Dezember wird 
das 20-jährige Berufsjubiläum der 
Kärntnerin gefeiert. Ihr Beruf ist ihr 
Hobby. Bei einem guten Buch und mit 
ihren lieben Freunden oder auf Reisen 
tankt sie Kraft. Ihre innere Ruhe findet 
sie bei Yoga und bei Bewegung in der 
Natur. Die ÖGWT gratuliert herzlich.

10-jähriges Berufsjubiläum
Daniel Nöbauer. Der 
Innsbrucker feierte am  
17. November sein 
10-jähriges Jubiläum. 
Seine Freizeit widmet 
er gerne seiner Familie. 

Sportlich fit hält er sich mit dem 
Mountainbike oder Rennrad oder auf 
Ski in der Natur. Sport ist für ihn ein 
wichtiger Ausgleich. Seine Familie 
kommt dabei nicht zu kurz. Die 
ÖGWT gratuliert.

Michaela Scholda. 
Am 18. Oktober fand das 
10-jährige Berufsjubiläum 
der Niederösterreicherin 
statt. Sie verbringt ihre 
freie Zeit gerne mit Kul-

tur – im Museum, Oper, Kino oder im 
Theater. Mit Pilates und Bewegung in 
der Natur hält sie sich fit. Die ÖGWT 
wünscht alles Gute.

Andrea Kofler.  
Die Tirolerin feiert am  
21. Dezember ihr 10-jäh-
riges Berufsjubiläum. Sie 
verbringt ihre Zeit gerne 
mit ihren Söhnen und 

ihrem Mann, gerne auf Ski- und Berg-
touren. Die ÖGWT gratuliert herzlich.

Thomas Scholik. Am 
30. Dezember feiert der 
Wiener sein 10-jähriges 
Berufsjubiläum. Der 
leidenschaftliche Skifahrer 
macht gerne Familienaus-

flüge. Baseballmatches der Söhne ste-
hen ganz oben am Freizeitprogramm. 
Die ÖGWT wünscht alles Gute.

Manuela Baumgart-
linger. Ihr 10-jähriges 
Berufsjubiläum feierte die 
Wienerin am 16. Novem-
ber. Ihre Freizeit verbringt 
sie am liebsten mit ihrer 

Familie in ihrem Haus in der Steier-
mark. Die ÖGWT gratuliert herzlich.

Andreas Sommer. Am 
16. November feierte er 
sein 10-jähriges Berufs-
jubiläum. Seine große 
Passion ist das Motor-
radfahren. Mit seinen 

Kindern verbringt er die Freizeit gerne 
bei diversen Sportarten. Einmal in der 
Woche teilt er seine Erfahrung beim 
Ringer-Nachwuchstraining in seinem 
Heimatort Mörbisch am See. Die 
ÖGWT wünscht alles Gute.

privatnotizen
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Eine Pensionierung bedeutet meist den Eintritt in ru-
higere Lebensphasen. Egal, ob jemand ein Bedürfnis 
danach hat oder nicht. Als Irmgard Griss sich 2011 mit  

65 Jahren als Präsidentin des Obersten Gerichtshofes zurück-
zog, hatte sie noch viel Energie. Als Honorarprofessorin für 
Handels- und Zivilrecht der Universität Graz und als Leiterin 
einer Schlichtungsstelle im Sozialministerium blieb sie aktiv. 

So richtig turbulent wurde ihr Leben dann Anfang 2014. 
Eines Sonntags rief sie der damalige Vizekanzler Michael Spin-
delegger an und fragte, ob sie nicht die Leitung der Untersu-
chungskommission zur Causa Hypo Alpe Adria übernehmen 
wolle. Er war auf der Suche nach einer parteipolitisch unabhän-
gigen Richterin. Griss passte für diese Funktion perfekt. 

„Da kannst du nur verlieren“, soll ihr Mann, ein Grazer An-
walt, zu ihr gesagt haben. Griss wusste selbst, dass Spindelegger 
mit dieser Untersuchungskommission einen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss verhindern wollte. Ihr war klar, dass 
dieses Gremium vergleichsweise zahnlos und ohne rechtliche 
Kompetenz war. Sie ahnte, dass sie als Weißwäscherin des größ-
ten Debakels der zweiten Republik gebrandmarkt werden wür-
de. Trotzdem sagte sie zu. Ihre Begründung: „Mein übergeord-
netes Interesse am Staat Österreich.“ Das einzige Druckmittel, 
das Griss in der Hand hatte, war ihre Drohung, die Sache hin-
zuschmeißen, sobald sie von irgendeiner Seite behindert würde. 

Ihre Arbeit machte Griss ehrenamtlich
Mit einer Kommission aus zwei Schweizer und zwei deutschen 
Experten und zwei Assistenten machte sie sich im Frühjahr 
2015 ans Werk, bezog ein Büro im ehemaligen Gebäude des  
Finanzministeriums und führte viele Interviews mit Personen, 
die in die Causa involviert waren. Dazu kamen noch Befra-
gungen von Schlüsselpersonen durch die gesamte Kommissi-
on. Ihre Arbeit machte Griss ehrenamtlich. „Ich habe meine 
Pension und muss nichts dazuverdienen“, musste sie oftmals 
versichern, „es wäre zudem unmöglich, in dieser heiklen poli-
tischen Situation für diese Arbeit ein Honorar zu verrechnen.“

Nach vielen Wochen und Gesprächen hatte sich die Kom-
mission schließlich ein Bild davon gemacht, wie das Debakel 
um die Hypo Alpe Adria in Kärnten entstehen und zu solchen 

Dimensionen anwachsen konnte. Das Ergebnis ist ein 344 Sei-
ten starker Bericht, in dem das Versagen sämtlicher Kontroll
instanzen eines Staates dokumentiert ist. Griss selbst blieb in 
ihrem Urteil diplomatisch: Sie kreidete die Schuld mehr dem 
System als einzelnen Personen an. 

Trotzdem ließ die Richterin mit diesem mittlerweile als 
Griss-Bericht bekannten Dokument keinerlei Zweifel über den 
Zustand des politischen Establishments und seine Verfilztheit.  
Mit der Zustandsbeschreibung sprach sie vielen Österreichern 
und Österreicherinnen aus dem Herzen. Schon bald nach der 
Veröffentlichung sollte die pensionierte Richterin zu einer Gali-
onsfigur werden. In der öffentlichen Wahrnehmung wurde die 
Steirerin mit einem Schlag zum Symbol gegen das politische 
Establishment im Lande. Plötzlich sprachen sie Menschen auf 
der Straße auf ihre Arbeit an. Ihr Wiener Briefträger legte ihr 
einen Zettel in den Postkasten, dankte für ihre klaren Worte.  
Diese Zustimmung überraschte die Ex-Richterin. Irgendwann 
schwirrten Gerüchte über eine Kandidatur zur Bundespräsi-
dentin im Raum. Vorerst gab sich die Juristin zurückhaltend. 
Doch dann überlegte sie, wog ihre Chancen ab und gab Mitte 
Oktober ihre Bereitschaft zur Kandidatur bekannt. „Ich habe 
immer gerne Neues versucht“, sagt sie lapidar in einem Inter-
view mit den Vorarlberger Nachrichten. Warum so früh? Als 
unabhängige Kandidatin brauche sie mehr Zeit, weil sie ja kei-
nen Parteiapparat im Hintergrund habe.

Ihre Kandidatur ist der vorläufige Höhepunkt einer Karri-
ere, die als Tochter auf einem steirischen Bauernhof begann. 
Griss pendelte täglich in die Schule nach Graz, wollte ursprüng-
lich eigentlich Lehrerin werden. Weil sie nicht singen konnte, 
schaffte sie die Aufnahmeprüfung nicht, entschied sich für Jus, 
finanzierte ihr Studium mit Nebenjobs, etwa beim ORF, in 
einem Kaufhaus und bei einer Bank. Ein Semester verbrachte 
sie als Au-pair-Mädchen in Paris, einen Sommer in London, 
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PORTRÄT. Irmgard Griss hat ihre Kandidatur für die  
Wahl des Bundespräsidentenamtes bekannt gegeben – 
die ehemalige Präsidentin des Obersten Gerichtshofes 
sieht sich als Vertreterin der Zivilgesellschaft. 
Von Karin Pollack
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weil sie „schon immer gerne ins Ausland wollte“. 1974 ging sie 
als Post-Graduate-Studentin an die Harvard Law School, kam 
mit einem LL.M. zurück und bahnte sich ihren Weg. Zuerst 
in einer Anwaltskanzlei, später als Richterin. Sie begann 1979 
am Bezirksgericht für Handelssachen in Wien, wechselte 1981 
ans Handelsgericht, 1987 ans Oberlandesgericht und 1993 an 
den Obersten Gerichtshof, wo sie 2007 zur ersten Präsidentin 
in der Geschichte ernannt wurde. Richterin war sie stets mit 
Leib und Seele. „Es ist eine Haltung“, sagt sie, und wenn sie 
von Redlichkeit in der Politik spricht, klingt es aus ihrem Mund 
nicht moralisierend, sondern sehr attraktiv. 

Konsequenz und Durchsetzungskraft
Weggefährten attestieren der Steirerin, die in ihrer Heimatge-
meinde Mariagrün bei Graz gerne sonntags den Gottesdienst 
besucht, Konsequenz und Durchsetzungskraft. Ein „Sturschä-
del“ sei die Mutter zweier erwachsener Söhne, heißt es, und 
unbeirrbar von äußeren Einflüssen. Von Spindoktoren, poli-
tischen Beratern und strategischen Politfloskeln wolle sie sich 
in ihrem Wahlkampf jedenfalls fernhalten, sagte sie in einem 
Interview Mitte Oktober – und Transparenz sei ihr das Aller-
wichtigste. 

Unmittelbar nach Bekanntgabe der Kandidatur bekam sie 
die politischen Ränkespiele Österreichs hautnah zu spüren. 
Als FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache erklärte, Griss in ih-
rem Wahlkampf unterstützen zu wollen, wehrte sie nicht ab. 
„Wenn mich jemand unterstützt, heißt das nicht, dass ich seine 
Einstellungen und Vorstellungen übernehme“, sagte sie, zudem 
sei offen, ob die FPÖ nicht einen eigenen Kandidaten stellen 
wird. Doch „ich gehe davon aus, dass Menschen, die die FPÖ 
wählen, auch Teil der Zivilgesellschaft sind“. Als sie Journalisten 
fragten, ob sie Strache als Bundeskanzler angeloben würde, zö-
gerte sie ebenfalls keine Sekunde. In der Ausübung des Präsi-
dentenamtes sei die Verfassung die alleinige Grundlage. Der 
Bundespräsident könne nur jemanden zum Bundeskanzler 
ernennen, der das Vertrauen des Parlaments genießt. In solchen 
Fragen ist Griss als Juristin unbeirrbar. Sie weiß genau, wie die 
Republik funktioniert.

Was Irmgard Griss privat macht? Sie joggt gern frühmor-
gens durch die Stadt, sie ist eine passionierte Zeitungsleserin 
und sie mag Bücher der kanadischen Nobelpreisträgerin Alice 
Munro. In den nächsten Monaten wird die Juristin ihren Wahl-
kampf auf Schiene bringen. Sie ist selbst gespannt, gegen wen 
sie antreten wird.� n
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Unternehmen. Über die Steuer- und 
Rechtsformgestaltung ab 2016. 

Von Klaus Wiedermann

Dieser Beitrag soll dem Prakti-
ker unter Berücksichtigung 
des StRefG 2015/2016 und 

des AbgÄG 2015 einen pointierten 
Überblick über wesentliche ertrag- und 
verkehrsteuerliche Eckpunkte und Op-
timierungsansätze für die häufigsten 
Rechtsformen (GmbH, KG, Privatstif-
tung und natürliche Person) geben und 
spannt den Bogen von der Gründung 
bzw. dem Unternehmenserwerb über die 
laufende Besteuerung bis hin zur Veräu-
ßerung. 

Gründung
Grunderwerbsteuer
Einlagen von Grundstücken in eine 
GmbH oder KG bzw. OG unterliegen 
in der Regel der Grunderwerbsteuer 
vom Grundstückswert, während die 
1,1%igen Grundbucheintragungsgebühr 
(§ 26a GGG) grundsätzlich vom drei-
fachen Einheitswert bemessen wird. 
Gleichzeitig liegt regelmäßig eine ertrag-
steuerliche Realisation vor (bei GmbH 
immer zu 100%, sonst – von Fällen 
der Schenkung abgesehen – in Höhe 
der „Fremdquote“; vgl. EStR 2000,  
Rz 6020, 5927a und 5927b i.d.F. War-
tungserlass 2015).

Keine Grunderwerbsteuer fällt 
bei der Einlage von Anteilen an einer 
grundstücksbesitzenden Gesellschaft 
an, außer der Tatbestand der Anteils-

vereinigung gemäß GrEStG ist erfüllt. 
Die GrESt bei Vereinigung oder Über-
tragung von mindestens 95% aller An-
teile beträgt ab 2016 0,5% vom Grund-
stückswert und wird nach dem AbgÄG 
2015 auch durch Übertragungen  dieser 
Anteile ausgelöst, welche nicht zu einer 
Absenkung des Beteiligungsprozent-
satzes unter 95% führen.

Soll eine Immobilie vom Betrieb ei-
ner GmbH getrennt werden, so ist dies 
durch Ausgliederung dieses Betriebes in 
eine Tochter- bzw. Schwestergesellschaft 
nach Maßgabe des Art. III UmgrStG 
(Einbringung) bzw. Art. VI UmgrStG 
(Abspaltung mit zivilrechtlicher Ge-
samtrechtsnachfolge) unter Zurück-
behaltung der Immobilie ertrag- und 
grunderwerbsteuerneutral möglich.

Stiftungseingangssteuer
Zuwendungen an Privatstiftungen 
unterliegen der 2,5%igen Stiftungs-
eingangssteuer. Die testamentarische 
Widmung in- und ausländischen endbe-
steuerten Kapitalvermögens (ausgenom-
men Kapitalanteile) an eine Privatstif-
tung  ist von der Stiftungseingangssteuer 
befreit. Aufgrund der Bewertung von 
Betrieben bzw. betrieblichen Komman-
ditbeteiligungen mit dem Teilwert aller 
bilanzierten Wirtschaftsgüter unterliegt 
der originäre Firmenwert in der Regel 
nicht der Stiftungseingangssteuer.

Zum Autor
DDr. Klaus 
Wiedermann ist 
Wirtschaftsprüfer
kwiedermann@
deloitte.at
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Die Widmung österreichischer 
Grundstücke unterliegt einer 6%igen 
Grunderwerbsteuer (Erhöhung der 
Grunderwerbsteuer um 2,5% Stif-
tungseingangssteueräquivalent, wenn 
der Wert einer allfälligen Gegenleis
tung maximal 70% des Grundstück-
wertes beträgt). Basis ist seit 1.6.2014 
jedoch nicht mehr der dreifache Ein-
heitswert, sondern der gemeine Wert 
bzw. ab 2016 der Grundstückswert. 
Die 1,1%ige Grundbucheintragungs-
gebühr für gewidmete Immobilien 
wird weiterhin vom gemeinen Wert 
berechnet.

Unternehmens- bzw. 
Immobilienerwerb
Während der Erwerber eines (Teil-) 
Betriebes oder Mitunternehmeranteils 
(„Asset Deal“) die Möglichkeit zur 
Abschreibung der erworbenen stillen 
Reserven und des Firmenwertes hat 
und die Zinsen für das zum Zweck des 
Erwerbs aufgenommene Fremdkapital 
als (Sonder-) Betriebsausgaben abset-
zen kann, bestehen diese Vorteile beim 
Erwerb einer Kapitalgesellschaftsbe-
teiligung („Share Deal“) durch eine 
natürliche Person oder Privatstif-
tung nicht. Die Abzugsfähigkeit der  
Fremdkapitalzinsen kann allerdings 
dadurch erzielt werden, dass der Er-
werb über eine Käufer-Kapitalgesell-
schaft erfolgt, welche die erworbene 
Kapitalgesellschaft als Gruppenmit-
glied in ihre Unternehmensgruppe 
einbezieht.

Ertragsteuerlich optimal wäre der 
Erwerb einer vermögensverwaltenden 
Immobilien-KG/OG (mit Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung im 
Privatvermögen), wodurch auch die 
erworbenen stillen Gebäude-Reserven 
als Sonderbetriebsausgaben abge-
schrieben werden können. Anders als 
beim Erwerb einer Immobilienkapital-
gesellschaft kann jedoch die Grunder-
werbsteuer kraft „Anteilsvereinigung“ 
durch Kauf eines Anteils von (ab 2016) 
mehr als 5% durch einen gruppenmä-
ßig nicht verbundenen zweiten Gesell-
schafter nicht vermieden werden, da 
bereits der Wechsel von mindestens 
95% der Anteile an der Personengesell-
schaft zur Grunderwerbsteuerpflicht 
führt.

Laufende Besteuerung
Strukturunterschiede der einzelnen 
Rechtsformen
Während Rechtsgeschäfte eines Gesell-
schafters mit seiner GmbH aufgrund 
des Trennungsprinzips im Rahmen 
des Fremdvergleichs ertragsteuerlich 
anerkannt und nur fremdunübliche 
Vergütungsteile als verdeckte Gewinn-
ausschüttung sowohl der 25%igen Kör-
perschaftsteuer wie auch der 27,5%igen 
Kapitalertragsteuer unterliegen, werden 
kraft steuerlicher Transparenz einer KG 
(oder OG) sämtliche rechtsgeschäft-
lichen Vergütungen (Miete, Gehalt, 
Darlehenszinsen) beim Gesellschaf-
ter als Sonderbetriebseinnahmen (im 
§-188-BAO-Verfahren) erfasst, welche 
auf Ebene der KG steuerlich nicht ab-
zugsfähig sind. Von der Mitunterneh-
merschaft entgeltlich oder unentgeltlich 

genutztes Privateigentum des Gesell-
schafters ist als Sonderbetriebsvermögen 
grundsätzlich steuerverfangen.

Die GmbH ermöglicht im Gegen-
satz zur KG oder natürlichen Person 
eine steuerschonende Thesaurierung der 
(noch) nicht ausgeschütteten Gewinne, 
wobei die Gewinne bereits nach Abzug 
der 25%igen Körperschaftsteuer reinve-
stiert oder zur Fremdkapitaltilgung ver-
wendet werden können.

Aufgrund der Gruppenbesteuerung 
kann seit 2005 zwischen Kapitalgesell-
schaften ein Ausgleich von Gewinnen 
und Verlusten wie bereits zuvor in einem 
Personengesellschaftskonzern erzielt 
werden. Verluste ausländischer Kapi-
talgesellschaften können beim österrei-
chischen Gruppenträger berücksichtigt 
werden, während Verluste aus auslän-
dischen Betriebsstätten oder Immobili-
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eninvestitionen (auch bei Zurechnung 
dieser zu einer in- oder ausländischen 
KG) nach Maßgabe des § 2 Abs. 8 EStG 
geltend gemacht werden (mit Nachver-
steuerung im Ausmaß des ausländischen 
Verlustabzuges). Einschränkungen be-
stehen im Fall von Verlusten aus Dritt-
staaten, die mit Österreich keine umfas-
sende Amtshilfe vereinbart haben.

Immobilienveräußerungen und Ka-
pitalerträge im Betriebsvermögen unter-
liegen bei Privatstiftungen generell der 
regulären 25%igen Körperschaftsteu-
er, während bei natürlichen Personen 
der Sondersteuersatz zur Anwendung 
kommt.

Während Begünstigte ihre Sach- und 
Nutzungszuwendungen aus der Stiftung 
mit den fiktiven Anschaffungskosten 
bzw. ersparten Kosten ansetzen müssen 
und eine Anschaffungsfiktion besteht, 

sind diese Beträge bei der Stiftung selbst 
(anders als bei einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung einer GmbH) körper-
schaftsteuerneutral.

Steuersatz/Steuerbelastung
Bei Einzel- oder Mitunternehmern re-
duziert der 13%ige „Gewinnfreibetrag“ 
die Ertragsteuerbelastung auf bis zu 
43,5%, während die Gesamtsteuerbela-
stung körperschaftsteuerpflichtiger Ge-
winne einer GmbH nach KESt-pflich-
tiger Ausschüttung ab 2016 45,625% 
beträgt. Letzteres gilt auch bei einer Pri-
vatstiftung, sofern keine zwischensteuer-
pflichtigen Einkünfte aus Kapital- oder 
Immobilienvermögen vorliegen.

Eine Steuerstundung kann bei Pri-
vatstiftungen nur durch Übertragung 
stiller Reserven aus Verkäufen von min-
destens 1%igen Kapitalanteilen auf eine 
über 10%ige neue oder „konzernfremde“ 
Beteiligung nach Maßgabe des § 13  
Abs. 4 KStG erreicht werden.

Verluste
Laufende Verluste einer GmbH können 
durch einen Zusammenschluss gemäß 
Art. IV UmgrStG zu einer Mitunter-
nehmerschaft (z.B. über eine atypisch 
stille Einlage in die GmbH) von einer 
natürlichen Person verwertet werden. 
Verlustvorträge einer GmbH können 
hingegen durch eine Umwandlung 
gemäß Art. II UmgrStG (z.B. in eine 
KG) auf den Gesellschafter übertragen 
werden, sofern dieser die Verluste im 
Verlustentstehungszeitraum (mittelbar) 
„miterlebt“ hat.

Die Beschränkung des Verlustab-
zuges mit 75% der Einkünfte einer 
GmbH kann durch Einbeziehung dieser 
GmbH in eine Unternehmensgruppe 
(beispielsweise eine Holdinggesellschaft) 
vermieden werden. Demgegenüber be-
steht bei natürlichen Personen seit der 
Veranlagung 2014 keine Verlustabzugs-
grenze mehr.

Beteiligungserträge
Beteiligungserträge aus Anteilen einer 
Privatstiftung oder  GmbH an Kapi-
talgesellschaften sind grundsätzlich 
steuerfrei. Ausländische Dividenden 
(auch aus Drittstaaten) sind ab einer 
Beteiligungshöhe von 10% nach einem 
Jahr steuerfrei („internationale Schach-
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telbeteiligung“), außer sie stammen aus 
niedrigbesteuerten Passivgesellschaften. 
Unter 10% Beteiligungshöhe („Port-
folio-Dividenden“) setzt die Befreiung 
Amtshilfe und eine Mindestbesteuerung 
von 15% voraus.

Beteiligungserträge aus Anteilen 
eines Einzelunternehmers oder Mitun-
ternehmers (z.B. Kommanditisten) an 
in- und ausländischen Kapitalgesell-
schaften unterliegen bei Zufluss ab 2016 
der Besteuerung mit dem 27,5%igen 
Sondersteuersatz (§ 27a EStG; ohne  
Abzug von Fremdkapitalzinsen).

 
Vermögensverwaltende 
Personengesellschaft
Gemäß EStR 2000 (Rz 6018) sind bei 
vermögensverwaltenden Kommandit-
gesellschaften aus einem Werbungs
kostenüberschuss resultierende Verluste, 
soweit sie über die Hafteinlage des 
Kommanditisten hinausgehen, grund-
sätzlich nicht diesem, sondern dem 
Komplementär zuzurechnen. In gleicher 
Höhe sind Einnahmenüberschüsse dem 
Komplementär zuzurechnen. Eine Ver-
lustzuweisung an den Kommanditisten 
über die Hafteinlage hinaus kommt 
nur dann in Betracht, wenn sich dieser 
im Innenverhältnis verpflichtet, über 

seine Einlage hinaus haftungsmäßig 
am Verlust der KG teilzunehmen (laut 
VwGH 21.2.2001, 2000/14/0127, z.B. 
bei Nachschusspflicht, Haftungserwei-
terungs- bzw. Garantieerklärungen). 
Demgegenüber gehen Verluste kapita
listisch beteiligter, beschränkt haftender 
Mitunternehmer bei diesen ab 2016 
auf Wartetaste („Verlustbremse“ gemäß  
§ 23a EStG), soweit ein negatives Kapi-
talkonto entsteht oder sich erhöht.

Nach § 32 Abs. 2 EStG i.d.F. AbgÄG 
2012 (und davor aufgrund der Judikatur 
des VwGH) kommen die neuen Immo-
bilien- und Kapitalvermögensbesteue-
rungsregeln auch bei Veräußerung eines 
Anteils an einer vermögensverwaltenden 
Personengesellschaft zur Anwendung.

Vorteile und Nachteile des 
Betriebsvermögens
Das Halten von Immobilien- oder Ka-
pitalvermögen (samt Beteiligungen) im 
Betriebsvermögen eines Einzelunter-
nehmens oder einer KG mit Gewinner
mittlung nach § 5 ist grundsätzlich 
steuerlich gegenüber dem Halten im 
Privatvermögen bevorzugt, außer es 
handelt sich um nicht steuerverfan-
genes Kapitalaltvermögen (Erwerb 
vor 1.1.2011 bei Aktien- oder Fonds-

anteilen, ansonsten vor 1.10.2011) oder 
um einen steuerfrei zu veräußernden 
Hauptwohnsitz. Verlustüberhänge aus 
Wertpapier- und Beteiligungsverkäu-
fen dürfen nämlich im Betriebsver-
mögen ab 1.1.2016 zu 55%, jene aus 
Immobilienverkäufen zu 60% mit 
anderen Einkünften verrechnet oder 
als Verlustvortrag vorgetragen werden,  
während im Privatvermögen nur Im-
mobilienverkaufsverluste zu 60% (bzw. 
15 Jahre lang zu je 4%) mit Vermie-
tungseinkünften verrechenbar sind. 
Darüber hinaus dürfen Spesen an-
lässlich des Erwerbs von Wertpapieren 
nur im Betriebsvermögen als Anschaf-
fungsnebenkosten berücksichtigt wer-
den.

Die gesetzliche jährliche AfA be-
trägt im Betriebsvermögen ab 1.1.2016 
grundsätzlich 2,5% und nur für Wohn
raum 1,5%, im Privatvermögen ge-
nerell nur 1,5%. Instandsetzungskos
ten von Geschäftsräumen sind im 
Betriebsvermögen sofort abzuziehen, 
beschleunigte Abschreibungen von 
Wohnhaussanierungsaufwendungen 
und Aufwendungen nach §§ 3 bis 5 
MRG sind jedoch nur im Privatver-
mögen bei den Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung möglich. 
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Fruchtgenussvorbehalt
Die Übertragung einer Immobilie un-
ter Vorbehalt des Fruchtgenusses löst ab 
2016 Grunderwerbsteuer (Stufentarif) 
vom (ungekürzten) Grundstückwert 
aus, während davor diese Steuer bei 
Übertragung im Familienverband le-
diglich vom dreifachen Einheitswert zu 
bemessen ist.

Wenn der zivilrechtliche Eigentümer 
einem Veräußerungs- und Belastungs-
verbot unterworfen wird, hat der Frucht-
nießer dennoch i.d.R. keine AfA. Nach 
VwGH vom 25.6.2014 (2010/13/0105) 
muss er auch das Risiko einer Wertmin-
derung tragen und die Vorteile einer 
Wertsteigerung genießen. Laut EStR 
2000, Rz 124 (i.d.F. Wartungserlass 
2015), müsste der Fruchtnießer zusätz-
lich noch die Veräußerung erwirken 
können. Ansonsten kann man die AfA 
beim Fruchtnießer nur durch Zahlung 
einer AfA-Miete als Substanzabgeltung 
nachbilden (für den Vorbehaltsfrucht-
genuss ausdrücklich erwähnt in EStR 
2000, Rz 112).

Exit/VeräuSSerung
Share Deal
Der Verkauf eines Kapitalgesellschaftsan-
teils (wie z.B. einer Beteiligung an einer 
GmbH) durch eine natürliche Person un-
terliegt im Privat- und Betriebsvermögen 
(somit auch im Fall eines Verkaufs durch 
eine KG) der 27,5%igen Besteuerung 
nach Maßgabe des § 27a EStG.

Der Verkauf der Beteiligung an ei-
ner inländischen Kapitalgesellschaft 
durch eine GmbH (oder AG) ist stets 
körperschaftsteuerpflichtig, sodass sich 
die steuerfreie Ausschüttung sämtlicher 
thesaurierter Gewinne vor Verkauf zur 
Senkung des Kaufpreises und des Ver-
äußerungsgewinnes empfiehlt (anstatt 
eines bloßen Dividendenvorbehalts). 
Demgegenüber ist der Verkauf mindes
tens 10%iger Beteiligungen an auslän-
dischen Kapitalgesellschaften (auch aus 
dem Drittland) steuerneutral, außer es 
wurde auf Steuerpflicht (unwiderruf-
lich) optiert oder es liegt eine „niedrig-
besteuerte Passivtochtergesellschaft“ vor.

Asset Deal
Der Gewinn aus dem Verkauf eines 
Betriebes oder Mitunternehmeranteils 
durch eine natürliche Person ist nach 
Maßgabe des § 37 Abs. 2 und 5 EStG 
zu dritteln oder in den Fällen Pension, 
Erwerbsunfähigkeit oder Tod „halbsatz-
begünstigt“, vor Ablauf von sieben Jah-
ren jedoch nur um den Freibetrag von 
(aliquot) EUR 7.300,–  zu reduzieren.

Tritt als Verkäufer eine GmbH auf, 
fällt 25% Körperschaftsteuer ohne Be-
günstigung an (nach BMF ist bei einer 
GmbH – anders als bei einer veräußern-
den Privatstiftung – auch kein Abzug 
des Freibetrages gemäß § 24 Abs. 4 
EStG möglich).

Gewinne aus dem Verkauf einer von 
natürlichen Personen gehaltenen KG 

unterliegen gemäß § 27a Abs. 1 EStG 
hinsichtlich des Beteiligungsvermögens 
der KG bzw. gemäß § 30a Abs. 1 EStG 
hinsichtlich des Immobilienvermögens 
der KG dem 27,5%igen bzw. 30%igen 
Sondersteuersatz. Ein diesbezüglicher 
Veräußerungsverlust ist im Fall einer be-
trieblich tätigen KG gemäß § 6 Z 2 lit c 
und d EStG i.d.F. AbgÄG 2012 zu 55% 
bzw. 60% mit weiteren betrieblichen 
bzw. mit außerbetrieblichen Einkünften 
(z.B. aus Vermietung oder aus nicht selb-
ständiger Arbeit) ausgleichsfähig bzw. 
ansonsten grundsätzlich vortragsfähig.

Share Deal nach einbringungsbeding-
ter Anwachsung einer GmbH & Co KG
Nach Einbringung der Kommandit-
anteile in die Komplementär-GmbH 
gemäß Art III UmgrStG und der da-
mit verbundenen ertragsteuerneutralen 
Anwachsung des KG-Vermögens in das 
Eigentum der GmbH ist ein Verkauf 
der übernehmenden GmbH unter An-
wendung des Sondersteuersatzes gemäß  
§ 27a EStG ohne Einhaltung von Behal-
tefristen möglich.

Das im Zuge der einbringungsbe-
dingten Anwachsung von der KG auf 
die Komplementär-GmbH übertragene 
Immobilienvermögen unterliegt bei 
Einbringungsstichtagen bis 31.12.2015 
(§ 45 Z 29 UmgrStG) der 3,5%igen 
Grunderwerbsteuer nur vom zweifachen 
Einheitswert, danach 0,5% vom Grund-
stückswert.	 n

RZL Software

4910 Ried im Innkreis, Riedauerstraße 15
07752 / 252 - 61 Software@rzl.at

Die Software Komplett-Lösung für WT/BIBU/BH/PV

Die digitale Kanzlei – mit Software 
von RZL verwirklichbar!

Informieren Sie sich jetzt!

Leistungsstark, verlässlich, einfach zu bedienen
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Die Durchbrechung des österreichischen Bankgeheimnisses 
war lange Zeit ein Sakrileg. Umso verwunderlicher war 

es, dass die Einrichtung eines zentralen Kontenregisters beim 
BMF und das damit verbundene Konteneinschaugesetz auf ge-
ringen Widerstand in der Bevölkerung gestoßen sind.

Registriert werden, grob formuliert, sämtliche Girokonten, 
Spar- und Bausparbücher sowie Wertpapierdepots bei inländi-
schen Kreditinstituten oder Zweigstellen von Wertpapierfir-
men. Die Daten werden von den Kreditinstituten auf eigene 
Kosten an das BMF übermittelt.

Technische Umsetzung erst Mitte 2016
Bisher anonym geführte Sparbücher können mangels Identi-
tätsfeststellung weiterhin keiner Person zugeordnet werden und 
werden daher auch nicht an das Kontenregister übermittelt. 

Mit einer technischen Umsetzung ist allerdings erst frühes
tens Mitte 2016 zu rechnen. Allerdings beginnt die Übermitt-
lung der Daten für das Kontenregister rückwirkend per 1. März 
2015. Für den einen oder anderen Abgabenpflichtigen könnten 
diese Daten eine böse Überraschung nach sich ziehen, denn 
künftig ist es den Abgabenbehörden möglich alle inländischen 
Konten, Sparbücher und Depots einer Person auf Knopfdruck 
ausfindig zu machen.

Das Kontenregister wird elektronisch geführt und jeder Ab-
gabenpflichtige hat via Finanz Online künftig die Möglichkeit, 
die über ihn gespeicherten Daten abzurufen und einzusehen.

Das Kontenregister führt ausschließlich „äußere Konten-
daten“, Kontostände und Kontobewegungen werden nicht er-
fasst. Sehr wohl werden aber Konto- bzw. Depotnummern be-
stehender und gelöschter Konten sowie die personenbezogenen 
Daten des Inhabers gespeichert. Auch der Tag der Eröffnung 
und der Schließung eines Kontos werden protokolliert. Für die 
Abgabenbehörden sind vor allem die zeichnungsberechtigten 
Personen, die Treugeber und wirtschaftlichen Eigentümer einer 
Bankbeziehung interessant. Diese Daten sind künftig einsehbar 
und werden frühestens nach 10 Jahren gelöscht.

Diese „äußeren Kontodaten“ können von den Behörden 
nur unter bestimmten Voraussetzungen eingesehen werden. 
Als Suchbegriff können konkrete Personen oder Konten ein-
gegeben werden. Andere Filterabfragen sind nicht möglich.

Auskünfte aus dem Kontenregister werden für strafrecht-
liche Zwecke an die Staatsanwaltschaft und an Strafgerichte 
erteilt. Ferner kann Auskunft für finanzstrafrechtliche Zwec-
ke an Finanzstrafbehörden und das Bundesfinanzgericht ge-
geben werden. Besonders delikat ist die Auskunftserteilung 
an Abgabenbehörden. Immerhin sind die Abfragen der ge-
wünschten Informationen aus dem Kontenregister nur mög-
lich, wenn es im Interesse der Abgabenerhebung zweckmäßig 
und angemessen erscheint. Prinzipiell nicht zulässig sind Ab-
fragen bei Verfahren zur Veranlagung der Einkommensteuer, 
der Körperschaftsteuer und der Umsatzsteuer. 

Zu jedem Prinzip gibt es eine Ausnahme. Wird die Rich-
tigkeit einer Abgabenerklärung angezweifelt, so hat die Ab-
gabenbehörde ein Ermittlungsverfahren i.S.d. § 161 Abs. 2 
BAO einzuleiten und dem Abgabenpflichtigen die Gelegen-

Zum Autor
Mag. (FH) 
Jürgen Sykora 
ist Steuerberater 
und in der Jungen 
ÖGWT in Nieder
österreich
j.sykora@
kanzlei-sykora.at

Alle Register zur  
Betrugsbekämpfung
Praxis. Das Kontenregister- und Konteneinschau-
gesetz (kurz KontRegG) ist ein wichtiger Eckpfeiler 
zur abgabenrechtlichen Betrugsbekämpfung und 
soll wesentliche Beiträge zur Gegenfinanzierung 
der Tarifreform mit sich bringen. Von Jürgen Sykora

Das Konten-
register wird künftig  

elektronisch geführt. 
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heit einer Stellungnahme zu bieten. Ein Hinweis auf eine an-
dernfalls stattfindende Abfrage des Kontenregisters ist dabei 
nicht notwendig. Die Stellungnahme ist in der Folge rechtlich 
zu würdigen. Die Abgabenbehörde macht die Stellungnahme 
aktenkundig und muss begründen, warum sie dennoch eine 
Auskunft aus dem Kontenregister benötigt. Es müssen An-
haltspunkte für die Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der 
Angaben des Abgabenpflichtigen vorliegen. Eine Abfrage des 
Kontenregisters durch die Behörde wird in der Praxis rechtlich 
schwer verhindert werden können, es bleibt einzig und allein 
die Möglichkeit einer Maßnahmenbeschwerde.

Wurde eine Abfrage durch die Abgabenbehörde durchge-
führt, ist der Abgabenpflichtige zu verständigen (dies erfolgt 
dem Gesetz nach ausschließlich im Nachhinein!). Das genaue 
Prozedere der Datenübermittlung und der Abfragemöglich-
keiten wird durch Verordnung noch präzisiert.

Gänzlich losgelöst vom Kontenregister ist die Kontenein-
schau, also die Einschau in die Kontostände und Kontobe-
wegungen – die inhaltlichen Daten einer Bankverbindung. 
Unter welchen Bedingungen diese möglich ist und welcher 
Rechtsschutz hier besteht, erfahren Sie in einer der nächsten 
Ausgaben der ÖGWThema.	 n

Eine Abfrage des 
Kontenregisters 

durch die Behörde 
wird in der Praxis 
rechtlich schwer 

verhindert werden 
können, es bleibt 

die Möglichkeit 
einer Maßnahmen-

beschwerde.

Besonders interessant sind Wohnbauanleihen auch für 
Selbständige und Freiberufler. Diese können den über den 
investitionsbedingten Gewinnfreibetrag hinausgehenden 
Gewinn nur dann für begünstigte Wertpapieranschaffungen 
nutzen, wenn sie in Wohnbauanleihen investieren.

Das Kapital von Wohnbauanleihen wird überwiegend für die 
Finanzierung des ge meinnützigen Wohnbaus genutzt. Mit der 
Gewinnfreibetrags-Regelung will die Bundesregierung den 
Bau von leistbaren Wohnungen unterstützen und gleich zeitig 
die Realwirtschaft zusätzlich ankurbeln. 

Die s Wohnbaubank hat eine neue Wohnbau anleihe im Ange-
bot, speziell geeignet für die Bedürfnisse von Selbständigen, 
die den Gewinnfreibetrag nutzen wollen. Die Anleihe ist aber 

auch für alle anderen Investoren interessant, die Geld mit 
attraktiver Verzinsung sozial sinnvoll veranla gen wollen. 
Umgekehrt können Selbständige und Freiberufler natürlich 
auch alle anderen Wohnbauanleihen zeichnen.

Eine Veranlagung in Wertpapiere birgt neben Chancen auch 
Risiken. Unter anderem ist das Emittentenrisiko der s Wohn-
baubank zu beachten.

Nähere Informationen zu den s Wohnbauanleihen erhalten 
Sie in jeder Erste Bank und Sparkasse oder unter 
www.swohnbaubank.at

Service-Hotline: 05 0100 - 29900.

s Wohnbauanleihe speziell für Freiberufler
Die Nachfrage nach konservativen Produkten wie Wohnbauanleihen ist gerade
in Zeiten wirtschaft licher Unsicherheit sehr hoch. 

Wichtige rechtliche Hinweise:
Ausschließliche Rechtsgrundlage für die genannten Finanzprodukte sind die bei der österreichischen Finanzmarktaufsicht (FMA) hinterlegten Endgültigen Bedingungen sowie 
der Basisprospekt (nebst allfälliger Nachträge). Der Basisprospekt gemäß den Bestimmungen der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 2003/71/EG, der 
Verordnung der Europäischen Kommission (EG) Nr. 809/2004 und § 7 Abs. 4 des Kapitalmarktgesetzes wurde erstellt und von der österreichischen Finanzmarktaufsicht (FMA) 
gebilligt. Die vollständige Information (Basisprospekt, Endgültige Bedingungen, allfällige Nachträge) zu den Finanzprodukten liegt an der Geschäftsadresse der Emittentin, 
Beatrixgasse 27, 1031 Wien während der üblichen Geschäftszeiten kostenlos auf. Eine elektronische Fassung des Basisprospekts ist ferner auf der Website der s Wohnbaubank 
AG www.swohnbaubank.at abrufbar. Im Zusammenhang mit dem Angebot von Wertpapieren der Emittentin sind lediglich die Angaben im Basisprospekt (zusammen mit den 
Endgültigen Bedingungen sowie allfälligen Nachträgen) verbindlich.

inserat_OeGWThema_210x142_5mm_abf.indd   1 10.11.2015   15:45:16
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Den Vorlagebericht gibt es schon 
seit der Einführung des UFS im 

Jahr 2003. Allerdings waren die ge-
setzlichen Anforderungen sehr knapp 
gehalten und der Informationsgehalt 
daher in der Regel überschaubar. Ge-
legentlich konnte man dem Vorlagebe-
richt entnehmen, welche ergänzenden 
Anträge das Finanzamt, das ja schon 
bisher Amtspartei im Rechtsmittelver-
fahren war, an den UFS stellte. Mit dem 
Inkrafttreten der Verwaltungsgerichts-
barkeit zum 1.1.2014 wurde der UFS 

durch das BFG abgelöst. Dieses hat als 
Verwaltungsgericht keinen unmittelba-
ren Zugang zu den Verwaltungsakten 
mehr, sondern ist bei seiner Entschei-
dungsfindung ausschließlich auf jene 
Informationen angewiesen, die im Zuge 
der Beschwerde vorgelegt werden. Aus 
diesem Grund wurden daher die Infor-
mationspflichten des belangten Finanz-
amtes in §§ 265 und 266 BAO neu und 
umfassender als bisher geregelt.

Vorlage der Beschwerde und 
Vorlagebericht
Wenn keine Beschwerdevorentschei-
dung (BVE) zu erlassen ist oder eine 
solche mit Vorlageantrag angefochten 
wurde, hat das Finanzamt die Bescheid-
beschwerde ohne unnötigen Aufschub 
dem BFG vorzulegen. Der Vorlage sind 
jedenfalls der angefochtene Bescheid, 
die BVE, der Vorlageantrag und even-
tuelle Beitrittserklärungen in Kopie 
(allenfalls elektronisch) beizulegen. 
Der Vorlagebericht hat insbesondere 
die Darstellung des Sachverhalts, die 
Nennung der Beweismittel und eine 
Stellungnahme des Finanzamtes zu 
enthalten. Das Finanzamt ist ab dem 
Zeitpunkt der Vorlage verpflichtet, 
das BFG über Änderungen aller für 
die Entscheidung über die Beschwerde 
bedeutsamen tatsächlichen und rechtli-
chen Verhältnisse unverzüglich zu ver-
ständigen. Diese Pflicht besteht im Üb-
rigen auch für den Beschwerdeführer, 
sobald dieser vom Finanzamt – wie vom 
Gesetz gefordert -– über den Zeitpunkt 
der Vorlage der Bescheidbeschwerde an 
das BFG unter Anschluss einer Ausfer-
tigung des Vorlageberichts verständigt 
wurde. Interessant ist in diesem Zusam-

menhang, dass das Finanzamt im Vorla-
gebericht jene Beweismittel zu nennen 
hat, auf die es seine Sachverhaltsfeststel-
lung stützt. Angesichts der Vielzahl der-
zeit laufender Verfahren, in denen bei 
Abgabepflichtigen der Vorsteuer- und 
Betriebsausgabenabzug nur deswegen 
verweigert wird, weil deren Lieferanten 
ihren Abgabepflichten nicht nachge-
kommen sind und daher als Betrugsfir-
men angesehen werden, eine spannende 
Sache.

Aktenvorlage
Das Finanzamt hat, soweit nichts ande-
res angeordnet ist, gleichzeitig mit der 
Bescheidbeschwerde die Akten (samt 
Aktenverzeichnis) vorzulegen und auch 
den Parteien eine Ausfertigung des Ak-
tenverzeichnisses zu übermitteln. So-
weit die Abgabenbehörde die Vorlage 
von Akten unterlässt, kann das Verwal-
tungsgericht nach erfolgloser Aufforde-
rung unter Setzung einer angemessenen 
Nachfrist auf Grund der Behauptungen 
des Beschwerdeführers erkennen. Das 
stellt de facto eine Durchbrechung des 
Grundsatzes der amtswegigen Wahr-
heitsermittlungspflicht dar, die hier zu 
Gunsten des Beschwerdeführers schla-
gend werden kann. Dem BFG ist es 
aber unbenommen, trotz mangelhafter 
Unterlagen seitens des Finanzamtes  

Bescheidbeschwerde –  
Vorlage an das BFG
Brennpunkt Finanz. Der Vorlagebericht kann wesentliche 
Informationen für das weitere Beschwerdeverfahren beinhalten. 
Von Herbert Houf
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Humanitäre Soforthilfe. Unabhängig. 
Unparteiisch. Unbürokratisch.
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nicht untergehen.
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Telefon 0901 700 800 (Mehrwertnummer: 7 Euro Spende pro Anruf) 

www.aerzte-ohne-grenzen.at

Ärzte ohne Grenzen ist mit Schiffen auf dem Mittel-
meer unterwegs, um Bootsflüchtlinge in Seenot zu 
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zu den offenen Fragen selbst zu ermit-
teln. Aufschlussreich kann das vorgeleg-
te Aktenverzeichnis sein. Nicht selten 
finden sich dort Beweismittel vermerkt, 
die dem Abgabepflichtigen im bishe-
rigen Verfahren nicht bekannt gege-
ben wurden. Diese können im Wege  

der Akteneinsicht – grundsätzlich so-
wohl beim Finanzamt als auch beim 
BFG – beschafft werden.

Zusammenfassung
Die neuen Vorschriften zur Vorlage ei-
ner Beschwerde sollen gewährleisten, 
dass das BFG alle relevanten Unterlagen 
und Informationen bekommt, die für 
eine rechtmäßige Entscheidung erfor-
derlich sind. Dazu muss die Abgaben-
behörde spätestens zum Zeitpunkt der 
Vorlage klare Angaben zu den Beweis-
mitteln, dem festgestellten Sachverhalt 
und der rechtlichen Würdigung ma-
chen, sofern dies nicht schon in den an-
gefochtenen Bescheiden bzw. der BVE 
geschehen ist. Eine genaue Auseinan-
dersetzung mit dem Vorlagebericht und 
allenfalls eine Akteneinsicht sind daher 
für eine erfolgreiche Beschwerdefüh-
rung unerlässlich. 	 n

Die neuen Vor-
schriften einer 
Beschwerde sollen 
gewährleisten, dass 
das BFG alle rele-
vanten Unterlagen 
und Informationen 
bekommt, die für eine 
rechtmäßige Ent-
scheidung erforder-
lich sind.

Der Kauf von Wohnbauanleihen ist für 
jene Anleger sinnvoll, die bei einem 

Gewinn von mehr als EUR 30.000 keinen 
Bedarf haben, in begünstigte Wirtschafts-
güter wie z.B. Kanzleiausstattung zu 
investieren, jedoch trotzdem ihre Steuer-
bemessungsgrundlage reduzieren wol-
len. Den KMU und Freiberuflern steht bei 
Gewinnen bis zu 30.000 Euro automatisch 
ein Grundfreibetrag von 13 % des Gewin-
nes (maximal sind es 3.900 Euro) zu, der 
automatisch von der Finanzbehörde be-
rücksichtigt wird. Übersteigt der Gewinn 
30.000 Euro, kann zusätzlich – im Wertpa-
pierbereich beim Kauf von Wohnbauanlei-
hen – ein investitionsbedingter Gewinnfrei-
betrag genutzt werden. Je nach Staffelung 
können somit bis zu weiteren 13 % für den 
die 30.000 Euro übersteigenden Betrag  
geltend gemacht werden. 

Da zu Jahresende der Absatz der 
Wohnbauanleihen traditionell signifikant 
steigt, hat die Raiffeisen Wohnbau- 
bank AG eine für KMUs und Freiberufler 
zugeschnittene variabel verzinste Anleihe 
emittiert. Grundsätzlich handelt es sich 
bei Wohnbauanleihen um ein langfristi-
ges Veranlagungsprodukt. Damit die 
Steuervorteile im gesamten Umfang lu-
kriert werden können, muss die Anleihe 
aber zumindest 4 Jahre gehalten werden. 
Werden die Wohnbauanleihen vor Ablauf 
dieser Behaltefrist verkauft, kann eine 
Nachversteuerung nur dann unterbleiben, 
wenn im Jahr des Ausscheidens andere 
begünstigte Wirtschaftsgüter, die die Vor-
aussetzungen für den Freibetrag erfüllen, 
angeschafft werden (Ersatzbeschaffung). 

Die aktuelle Anleihe der Raiffeisen 
Wohnbaubank hat eine Laufzeit von  

10,5 Jahren. Die variable Verzinsung er-
rechnet sich aus dem 6-Monats-EURIBOR 
zuzüglich 0,10 %-Punkten mit einer Min-
destverzinsung von 0,50 % p.a. und einem 
Maximalzinssatz von 2,50 % p.a. Die Zin-
sen werden halbjährlich zu einem fixen Ter-
min ausbezahlt, erstmals am 13. Mai 2016. 

Vor Jahresende noch Steuervorteile nutzen
Zu Jahresende stellt sich für viele Klein- und Mittelunternehmer und Freiberufler die Frage, wie sie 
ihre betrieblichen Erträge steuerlich optimieren können. Der investitionsbedingte Gewinnfreibetrag 
bietet sich als geeignetes Instrument dafür an. Zur Geltendmachung können entweder begünstigte 
Wirtschaftsgüter angeschafft oder Wohnbauanleihen gekauft werden. 
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Raiffeisen Wohnbaubank Aktiengesellschaft
Mooslackengasse 12
1190 Wien

Telefon: +43-1-26216-1563
E-Mail: mailbox@rwbb.at
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Füllen Sie Ihr Wissen auf, bringen Sie es auf den neuesten Stand beim

STEUERUPDATE 2015
Donnerstag 26. November 2015 | 9–18 Uhr | Austria Center Vienna

Schwerpunkt 

STEUER

REfoRm 
2015/16

Über diese Themen konnten Sie sich informieren:
→ Alle Änderungen durch das Steuerreformgesetz 2015/16
→ Aktuelle Herbstlegistik 2015
→ Akuelles zur Grunderwerbssteuer
→ Alles rund um die Registrierkassenpflicht
→ Erstmalige Bilanzierung nach dem RÄG 2014
→ Update Lohnsteuer und Sozialversicherung

SeminarUnterlagen:  
Die umfangreiche Seminarunterlage können Sie unter 
office@kollegenInfo.at bestellen oder auf
www.kollegenInfo.at elektronisch herunterladen.
Diese bietet Ihnen für die spätere Arbeit in der Kanzlei  
eine hilfreiche Informationsquelle.

FrühjAhrSupDAte 10. Mai 2016  ACV

upDAte Wp 22. September 2016 ACV

SteuerupDAte 29. November 2016 ACV

UPDATES 2016



Die Kolleginnen und Kollegen der ÖGWT
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Alle Vorteile auf einen Blick
Ihre ÖGWT-Servicecard



servicenetzwerk
News aus der österreichischen Gesellschaft der Wirtschaftstreuhänder

Setzen Sie auf eine Karte – 
die ÖGWT Servicecard! 
SerVice. Setzen Sie auf die ÖGWT Servicecard und werden Sie  
gleich zu Beginn des Jahres Mitglied, damit Sie die Vorteile der  
Mitgliedschaft voll ausnützen können. 

Die persönliche Servicecard erhalten 
Sie mit der Mitgliedschaft automa-

tisch. Diese bringt deutliche Kostenvor-
teile bei vielen ÖGWT Veranstaltungen 
und Serviceprodukten.  Nebenbei ge-
nießen Servicecard-Inhaber günstige 
Einkaufsbedingungen bei Koopera
tionspartnern. Außerdem können Sie das 
Servicenetzwerk nutzen, den ÖGWT 
Expertenpool, der Ihnen Hilfestellung 
bei allen kniffligen Fragen des Berufsall-
tags gibt, und das Networking beinhal-
tet. Und sollte es irgendetwas geben, wo 
Sie unsere Unterstützung brauchen, bitte 
rufen Sie uns einfach an. Und damit Sie 
nicht das Gefühl bekommen, dass Sie 
sich mit der Mitgliedschaft verpflichten, 
können Sie die Mitgliedschaft jeder-
zeit mit einem formlosen Schreiben an  
sekretariat@oegwt.at aufkündigen ohne 
Frist. 

Wissenswertes über die ÖGWT:
Die Österreichische Gesellschaft der 
Wirtschaftstreuhänder ist das größte 
politisch unabhängige Interessens-Netz-
werk für unseren Berufsstand. Interessen 
schützen und durchsetzen, Wissen teilen 
und Kollegen und Kolleginnen unter-
stützen, dafür steht die ÖGWT.

Die besten Argumente für die 
ÖGWT Servicecard
	Fit für die tägliche Praxis. Mit den 

Arbeitsbehelfen in unserer Zeitschrift  
ÖGWThema, der Klifo, dem Gesetz-
buch und der Bilanzierungscheckliste 
zu Jahresbeginn machen wir unsere Mit-
glieder fit für die tägliche Praxis. 
	Top informiert. Mit unseren Veran-

staltungen halten wir Sie stets auf dem 
Laufenden zu aktuellen steuerlichen und 
zu branchenspezifischen und Softskill-
Themen. Sollten Sie einmal eine Veran-
staltung versäumt haben, gibt es über-
dies das Online-Abo, bei dem Sie alles 
nachlesen, downloaden und anhören 
können.
	Sicher mit dem ÖGWT Experten-

pool. Eine zweite Meinung durch einen 
ÖGWT Experten tut gut und hilft 
knifflige Fragen sicher zu lösen. 
	Sparen mit der ÖGWT. Bei den 

ÖGWT Veranstaltungen und Service
produkten, wie Online-Abo, Skripten, 
Leitfaden erhalten Mitglieder Preis-
nachlässe und Vorteile bei Ko
operationspartnern. Die aktu-
ellen Angebote finden Sie auf 
unserer Homepage unter 
www.oegwt.at
	Schutz der Interessen 

und Befugnisse. Jede Be-
rufsgruppe hat ihre In-
teressen und Befugnisse. 
Jeder kann sich die Be-
fugnisse durch Prüfungen 
erwerben. Und deshalb schüt-
zen wir die erworbenen Befug-
nisse der Wirtschaftsprüfer und 
der Steuerberater. In der Öffentlichkeit 
setzten wir uns für ein starkes Lobbying 
für unsere Berufsgruppen ein. 

Ihr Vorteil

Wenn Sie nur zwei bis drei  

Veranstaltungen in Anspruch neh-

men, hat sich der Mitgliedsbeitrag 

schon amortisiert. Und darüber hinaus 

gibt es noch vieles, was Ihnen die 

ÖGWT bieten kann. 

Setzen Sie auf die ÖGWT-

Servicecard – es zahlt 

sich aus! 
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	Netzwerken. Networking wird immer 
mehr zum Erfolgsfaktor für das Busi-
ness. Die ÖGWT vernetzt Jung und Alt, 
Frauen und Männer, Klein und Groß, 
Spezialisten mit Generalisten. Wir lernen 
alle voneinander. 
	Rechnen Sie selbst nach! Auch 2016 

haben wir wieder interessante Veranstal-
tungen und Serviceprodukte zusammen-
gestellt, aus denen Sie sich Ihr Fortbil-
dungspaket zusammenstellen können. 	n

Was kostet die Servicecard?

Der Jahresbeitrag mit Stand Dezember 2015 beträgt 
für Wirtschaftsprüfer, Steuerberater	 EUR 	 90,–    
für Berufsanwärter 	 EUR 	 0,–    
für die ersten drei Jahre nach KWT-Anmeldung, danach	 EUR 	 30,–  
für Pensionisten, Ruhende	 EUR 	 30,–  
für Kapitalgesellschaften 	 EUR 	360,–   
(wobei hier bis zu 5 Berufsangehörige die Vorteile  
der Mitgliedschaft in Anspruch nehmen können)

Was bringt die Servicecard finanziell im Jahr 2016?

Ihre Investition für die Mitgliedschaft	  EUR -90,–
 
Ihre Ersparnis bei unseren Serviceleistungen
Jänner 	 ÖGWT Personaltagung	  EUR 40,–
	 ÖGWT Serviceleistung Bilanzierungscheckliste		
Februar	 ÖGWT Leitfaden Steuern & Sozialversicherung	
März	 ÖGWT Intensivseminar Grundlsee  
	 „Medizinische Berufe“ 	 EUR 50,–
April	 ÖGWT Spezialtagung „Der Rechtsanwalt“	 EUR 50,–
Mai	 ÖGWT Frühjahrsupdate	 EUR 20,–
	 ÖGWT Sommer Sonne Netzwerken	 EUR 50,–
	 ÖGWT Unternehmensberatung	 EUR 40,–
Juni	 ÖGWT Spezialtagung	 EUR 30,–
	 ÖGWT Marketingkongress	 EUR 50,–
Juli	 ÖGWT Fuschler Fachtagung	 EUR 50,–
August	 ÖGWT Halber Mitgliedsbeitrag, volle Leistung	
September	 ÖGWT Wiener Intensivseminar	 EUR 50,–
	 ÖGWT WP Update	 EUR 40,–
	 ÖGWT Pörtschacher Steuerberatertagung	 EUR 50,–
Oktober	 ÖGWT Wiener Fachtagung	 EUR 50,–
November	 ÖGWT Steuer-Update	 EUR 30,–
	 ÖGWT Herbstseminar	 EUR 50,–
	 ÖGWT Loipersdorfer Steuerberatertagung	 EUR 50,–
Dezember	 ÖGWT Online-Abo	 EUR 30,–
	 ÖGWT Networking	

Ihr finanzieller Vorteil für 2016	  EUR 640,–
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Nach dem Motto des Seminars „Holen Sie sich einen 
Überblick“ präsentierten die Kollegen Helmut Kersch-

baumer, Gerhard Marterbauer und Aslan Milla die Tätigkeiten 
des Fachsenats für Unternehmensrecht und Revision sowie 
des Austrian Financial Reporting and Auditing Committee, 
welcher Stellungnahmen zu den latenten Steuern auf Beteili-
gungen und den Personalrückstellungen veröffentlicht hat. In 
seinen Keynotes zur Entwicklung des Berufsstandes berichtete 
Herbert Houf über die Abschlussprüfer-VO, welche es als EU-
rechtliche Vorgabe umzusetzen gilt. Letztlich führt diese auch 
dazu, dass die AP-Aufsichtsbehörde die Qualitätskontrollbe-
hörde und den Arbeitsausschuss für externe Qualitätskontrolle 
ersetzt. Die Neuaufstellung des Wirtschaftsprüfers als selbstän-
dige Berufsgruppe befindet sich in der Umsetzungsphase.

Mit einem Update zu den aktuellen IFRS hielt Maximilian 
Schreyvogl die Teilnehmer auf dem Laufenden. Über die ers
ten Enforcement-Erfahrungen bei der österreichischen Prüf-
stelle für Rechnungslegung (OePR) berichtete Gerhard Mar-
terbauer und Gerhard Prachner erläuterte das Verständnis des 
Berufsstandes zu den ISA für kleine und mittlere Kanzleien, 

womit der Aspekt der verhältnismäßigen Prüfungsdurchfüh-
rung im Rahmen einer Prüfung nach ISA gemeint ist.

In seinen Ausführungen zum Strafrechtsänderungsgesetz 
2015 stellte BM Wolfgang Brandstetter fest, dass damit das 
strafrechtliche Risiko im Wirtschaftsleben angekommen ist. Ein 
Umstand, dem so manche Rechtsanwaltskanzlei bereits Rech-
nung trägt. Die anschließenden Fragen zeigten deutlich, dass 
auch unser Berufsstand sich dieses Risikos bewusst ist. Zur Klä-
rung einzelner Zweifelsfragen ist noch heuer ein Einführungs-
erlass geplant. Der verbliebene Nachmittag gehörte ganz dem 
Rechnungslegungsänderungsgesetz (RÄG 2014). Beginnend 
mit Kollegen Berndt Zinnöcker, der zu den wichtigen Fragen 
Wertaufholung und Zuschreibungspflicht referierte, setzte 
Klaus Hirschler mit dem „Minenfeld“ der korrekten Berech-
nung der latenten Steuern und den Änderungen von Anhang 
und Lagebericht aus Sicht des Abschlussprüfers fort. Eine über-
sichtliche Tabelle dazu ist in den Unterlagen enthalten.

Diese können wir Ihnen gerne übermitteln. Bestellung un-
ter office@kollegeninfo.at. Ich freue mich auf das nächste Semi-
nar „Update WP 2016“ am 22.9.2016. 	 Ihre Eva Pernt 

M ag. Doris Hack (BMF) und Unternehmensberater Mag. Andreas Wipfler 
haben beim Praxisupdate Forschungsprämie über gestzliche Grundlagen, das 

Verfahren, die Ermittlung der Bemessungsgrundlage berichtet. Ein weiterer Schwer-
punkt war die aktuelle Judikatur. Insbesondere die Praxishinweise der beiden Re-
ferenten für die Abwicklung bei Forschungs- und Entwicklungsvorhaben und im 
Betriebsprüfungsverfahren waren für die Teilnehmer sehr hilfreich und interessant.

Man hörte beim 
UPDATE WP 2015 
FRÜHJAHRS-UPDATE 2015. Diesmal 
fand das alljährliche KollegenInfo-Seminar 
„Update WP“ im Hotel Park Royal Palace 
im Westen von Wien statt. Ebenfalls erst-
malig hatten wir einen Saal mit Tageslicht.

Praxisnahe Steiermark
Training. Das Praxisupdate Forschungsprämie  
über gesetzliche Grundlagen.

v.l.: Andreas Wipfler, Doris Hack 
und Klaus Gaedke



Große Zugkraft hatten natürlich die renommierten Fach-
referenten: Rechtsanwältin Ulla Reisch, Rechtsanwäl-

te Marco Riegler und Martin Mutz, Unternehmensberater 
Kurt Lichtkoppler und Kollegin Sabine Kanduth-Kristen. 

Behandelt wurden das Gesellschaftsrecht, die Judikatur 
zum Insolvenzrecht, arbeitsrechtliche Maßnahmen, Ablauf 
eines Sanierungskonzeptes und natürlich die steuerrecht-
lichen und unternehmensrechtlichen Aspekte. 

Die Moderation verdanken wir unserem Kollegen und 
Kärntner ÖGWT Landesleiter Peter Katschnig. Der Abend 
begann traditionell mit kärntnerischen Klängen bis zu ita-
lienischen, dargeboten vom Pörtschacher Gesangsverein. 

Nach einigen Ständ-
chen und Gläschen 
Aperitif gingen wir 
zum genüsslichen Teil 
über. Ein sehr gemüt-
liches Beisammen-
sein mit gutem Essen 
und einigen humoristischen Einlagen ließ den Abend nett  
ausklingen.  Die Arbeitsunterlage können Sie im ÖGWT 
Sekretariat telefonisch unter 01/315 45 45 oder per E-Mail  
sekretariat@oegwt.at oder über die Homepage unter  
www.oegwt.at um EUR 40,– (ÖGWT EUR 35,–) erwerben. 

Traditionell kärntnerisch 
PÖRTSCHACH. Der Wörthersee ist immer eine Reise wert. 
Viele Interessierte kamen zur Pörtschacher Steuerberater- 
tagung zum Thema Sanierungsberatung. 

Know-how in 
Kärnten: Peter 
Katschnig und 
Martin Mutz

* Dies gilt für alle natürlichen Personen mit betrieblichen Einkunftsarten, unabhängig davon, ob sie ihren Gewinn mittels Einnahmen-Ausgaben-Rechnung oder Bilanzierung ermitteln.

Dies ist eine Marketingmitteilung. Die Angaben dienen lediglich der unverbindlichen Information und ersetzen keinesfalls die Beratung für den An- und Verkauf von Wertpapieren. Es handelt 
sich weder um ein Anbot oder eine Aufforderung zum Kauf oder Verkauf der hier erwähnten Veranlagung. Alleinverbindliche Rechtsgrundlage für den Kauf von Raiffeisen Wohnbauanleihen ist 
der veröffentliche Basisprospekt samt allfälliger Nachträge und die endgültigen Bedingungen der darunter emittierten Anleihen, welche alle sowie die aktuellen Ausgabekurse und Investoren-
renditen unter www.raiffeisen-wohnbaubank.at abrufbar sind. Erstellt von Raiffeisen Wohnbaubank AG, Mooslackengasse 12, 1190 Wien.

Vergessen Sie nicht auf 
Ihren* Gewinnfreibetrag –

mit Raiffeisen Wohnbauanleihen.
www.raiffeisen-wohnbaubank.at

RWBB_Wohnbauanleihen_2015_Gewinnfreibetrag_Inserat_210x143_RZ.indd   1 11/10/2015   2:40:56 PM



Weiß man zu Beginn seines Studiums, dass man in Rich-
tung Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung gehen will, 

wird man natürlich versuchen, einen Job in einer Kanzlei zu be-
kommen. Und das auch zu Recht. Studium und Arbeit spielen 
sich wechselseitig viele Vorteile zu. Weder auf einer FH noch auf 
einer Uni wird gelehrt, wie man zum Beispiel Steuererklärungen 
erstellt oder Bescheide kontrolliert. Diese Lücke schließt die Be-
rufserfahrung. Zudem bekommt man mehr Einblicke in Fächer 
wie Steuerrecht oder Accounting. Fehlende Zusammenhänge 
können durch den Berufsalltag zusammengefügt werden.

Ein weiterer Vorteil sind die Kenntnisse, die man durch die 
Arbeit mit diversen Buchhaltungsprogrammen erwirbt. Alleine 
sich das breitgefächerte Fachwissen anzueignen, stellt eine He-
rausforderung dar. Da hat man schon einen Bonus, wenn man 
weiß, wie ein Buchhaltungsprogramm im Hintergrund läuft 

und verbucht. Natürlich kann man auch den Aspekt 
des Zuverdienstes nicht außer Acht lassen. Sich 

ein Gehalt dazuzuverdienen, ist für jeden 
Studenten erfreulich. 

Freiraum für den Angestellten
Sollte man kein Stubenhocker sein, lernt man auch schnell 
die abwechslungsreichen Tage eines arbeitenden Studenten zu 
schätzen. Einen Tag mit Freunden gemeinsam auf der Uni ler-
nen, an einem anderen Tag Vorlesungen, der dritte Tag wird in 
der Arbeit mit den netten Arbeitskollegen verbracht und am 
nächsten Tag bleibt man zu Hause und lernt. Flexibilität wird 
dabei natürlich nicht nur vom Studenten, sondern auch vom 
Arbeitgeber gefordert. Auch der Arbeitgeber muss bereit sein, 
seinem Angestellten diesen Freiraum zu lassen.

Diese Flexibilität bringt auch hohen Organisationsaufwand 
mit sich. Jegliches Terminplanen und vor allem auch Termin-

einhalten erfordert einiges an Überlegung, Zielstrebigkeit und 
Disziplin. Fähigkeiten, die vor allem später als Berufsanwärter 
genug gefordert werden. Da ist es schon gut, wenn man von An-
fang an lernt, Prüfungen, Lernaufwand und Fristen zur Abgabe 
von Steuererklärungen sich genau einzuteilen. Der Vorteil, den 
man daraus zieht, übertrifft den Aufwand bei Weitem. Auch die 
stressige Prüfungszeit kann als Vorbereitung auf die Berufsan-
wärterzeit betrachtet werden. Früh genug anzufangen und den 
Urlaub für das Lernen zu nehmen, sind Tatsachen, die einen 
noch Jahre nach dem Studium begleiten werden. 

Zudem muss man während seines Arbeitsalltages die Mög-
lichkeit nutzen und versuchen immer wieder neue Leute kennen 
zu lernen. So kann man wichtige Kontakte für später knüpfen 
und außerdem bietet sich die Chance, interessante Charaktere 
kennen zu lernen.

Auch für die eigene persönliche Entwicklung bietet der 
vorzeitige Berufseinstieg großartige Möglichkeiten. Man sollte 
immer wieder versuchen, nicht nur sein Fachwissen weiter aus-
zubauen und zu vertiefen, sondern auch die eigenen Softskills zu 
stärken. Dazu gehört es, persönliche Beziehungen zu den Klien-
ten aufbauen zu können, Klientenbindungen zu forcieren und 
ihnen Empathie entgegenzubringen. Dies lernt man hauptsäch-
lich durch den tatsächlichen Umgang mit den Klienten, aber 
auch durch den Besuch von Seminaren. Wann immer sich die 
Chance auf ein Seminar bietet, sollte diese ergriffen werden. Die 
Arbeit als Steuerberater und/oder Wirtschaftsprüfer bringt le-
benslanges Lernen mit sich.

Stressige Jahre zwischen Beruf und Studium
Ein negativer Aspekt ist, dass man durch die Arbeit meist länger 
mit dem Studium braucht. Studiert man berufsbegleitend auf 
einer FH, sind dies zwar stressige Jahre, jedoch ist man in der 
Zeit mit seinem Studium fertig. Auf einer Uni muss man sich 
die Prüfungen selber einteilen, man wird aber nicht so schnell 
fertig werden wie ein Vollzeitstudent. Dieser negative Punkt 
kann jedoch durch die ganzen positiven Aufzählungen ausgegli-
chen oder sogar aufgehoben werden.

Zusammenfassend kann man sagen, dass man durch paralle-
les Studieren und Arbeiten gut auf die Berufsanwärterzeit vorbe-
reitet wird. Man sammelt Praxiserfahrung und lernt seine Auf-
gaben gut zu organisieren. Und man kann die Chance ergreifen, 
das eigene Fachwissen zu vertiefen, von den besten Vorgesetzten 
zu lernen und die eigene Persönlichkeit auf den Beruf vorzube-
reiten. Am besten passt hier der Spruch „früh übt sich“.	 n

zur autorin
Isabella Kumhofer 
ist Berufsan
wärterin
isabella.kumhofer@
bdo.at

Early Birds wissen um die 
Vorteile eines frühen 

Jobeinstiegs 
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Der frühe Vogel fängt 
den Wurm für später

Berufsanwärter. Während des Studiums zu arbeiten bringt einige Vorteile, 
aber natürlich auch einige Nachteile mit sich. Von Isabella Kumhofer

berufsanwärter



Es handelt sich dabei um Berufsangehörige (d.h. Wirtschafts
treuhänder), Bedienstete des Höheren Finanzdienstes, Mit-

glieder des Bundesfinanzgerichts, Hochschullehrer und andere 
hervorragende Fachleute. Dem Vorsitzenden – bei diesem han-
delt es sich nicht um einen Berufsangehörigen – gilt es bei der 
Prüfung ein besonderes Augenmerk zu schenken. In knappen 
Fällen kann dieser das Zünglein an der Waage sein, da seine 
Stimme bei Stimmengleichstand der anderen Kommissionsmit-
glieder darüber entscheidet, ob der Kandidat bestanden hat oder 
nicht. Das Ergebnis ist unanfechtbar.

Gefragt: Praktisches Anwender-Wissen
Die für die mündliche Prüfung relevanten Fachgebiete finden 
sich in § 30 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz (WTBG), dem 
wichtigsten Gesetz, wenn es um das Berufsrecht der Steuer-
berater geht. Sich mit dem Berufsrecht in allen Details ausei-
nanderzusetzen ist auch für einen guten Start in die mündliche 
Prüfung unerlässlich. Wie so oft, zählt auch hier der erste Ein-
druck – und das Thema Berufsrecht stellt das erste abgefragte 
Prüfungsfach dar. Die weiteren Prüfungsfächer sind Rechtsleh-
re, das Abgabenrecht, Betriebswirtschaftslehre und das Thema 
Rechnungslegung. Gefragt ist praktisches Anwender-Wissen 
zur Untermauerung des theoretischen Know-hows. Unbedingt 
sollte sich der Prüfungswerber über aktuelle, auch in den Me-
dien diskutierte Änderungen in den Fachgebieten informieren, 
da diese gerne in das Prüfungsgespräch aufgenommen werden.  
Natürlich haben viele Prüfer auch „Lieblingsfachgebiete“, da die 
Mitglieder aber variieren und vor der Prüfung nicht bekannt 
sind, ist es am besten, sich viele Prüfungen anzusehen und in 
Lernzirkeln mit Kollegen Fragen auszutauschen. Die so entste-
henden Fragenkataloge helfen, sich mit der Art der Fragestel-
lung in den einzelnen Fachgebieten vertraut zu machen. 

Prüfungen werden auf Video aufgezeichnet
Da den Prüfern die schriftlichen Prüfungen und die dazuge-
hörigen Ausführungen des Prüfungswerbers vorliegen, werden 
darin erkennbare Schwachstellen oft im Zuge der mündlichen 
Prüfung näher hinterfragt. Es ist daher ratsam, sich mit den rele-
vanten Fragestellungen nochmals speziell auseinanderzusetzen. 
Auch wenn ein sehr gutes Ergebnis des schriftlichen Prüfungs-
teils vorliegt, ist es unangebracht überheblich oder arrogant 
aufzutreten. Ebenso ist es nicht sinnvoll, nicht-fachliche Dis-
kussionen mit Mitgliedern der Kommission zu führen. Vor Ver-
ständnisfragen an die Kommission braucht sich der Kandidat 

aber nicht zu scheuen. Diese werden in der Regel gerne beant-
wortet, bzw. die gestellten Fragen neu formuliert oder erläutert.   

Für viele Kandidaten ist es hilfreich, die Prüfungssituation 
vorab im Kopf durchzuspielen und die erfolgreiche Absolvie-
rung zu visualisieren. Die Prüfungen sind öffentlich, daher muss 
auch mit Zusehern bei der eigenen Prüfung gerechnet werden. 
Zusätzlich werden die Prüfungen auf Video aufgezeichnet.

Nach der Prüfung wird man nicht lange auf die Folter ge-
spannt. Das Ergebnis der mündlichen Fachprüfung wird so-
fort im Anschluss – nach einer 15-minütigen Beratungspause 
– verkündet. Die Beurteilung lautet entweder „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“. Zumindest in Wien kann schon anhand der 
Farbe des Papiers, welches überreicht wird, erkannt werden, ob 
man Erfolg hatte oder nicht.

Mag. Erich Wolf, Mitglied der Prüfungskommission, hat 
eigene Tipps für alle Prüfungswerber parat: „Die Rechnungs-
legung wird oft unterschätzt. Wichtig ist auch, dass man sich 
nicht im Detail verliert. Lernen Sie Definitionen und ver-
suchen Sie die Beispiele in Teile zu zerlegen. Im Zweifelsfall 
verlangen Sie den Kodex und schlagen nach. Raten ist keine 
gute Strategie. Grundsätzlich rate ich Ruhe zu bewahren, Luft 
zu holen und von den Grundsätzen der Rechtsmaterie in das 
Detail überzuleiten.“	 n

Zieleinlauf in Richtung Start 
prüfungen. Nach erfolgreich abgelegtem schriftlichem 
Prüfungsteil folgt auf dem Weg zum Steuerberater die 
mündliche Fachprüfung. Dazu muss sich der Kandidat 
einer Kommission stellen. Von Paul Machat

jungeögwt
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Letzte Hürden in 
Richtung Berufsalltag:
Die mündliche
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Das RÄG 2014 ist angetreten, um der Diener zweier 
Herren zu sein. Da gilt es zum einen die Richtlinie 

2013/34/EU vom 26. Juni 2013 (Bilanz-Richtlinie) umzu-
setzen. Diese Richtlinie übernimmt die Bestimmungen über 
den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und die 
damit verbundenen Berichte von Unternehmen bestimm-
ter Rechtsformen der Vierten Richtlinie des Rates vom  
25. Juli 1987 sowie der Siebenten Richtlinie des Rates vom 
13. Juni 1983 ändert und ergänzt diese aber in wesentli-
chen Bereichen, wobei unter dem Schlagwort „Vorfahrt für 
KMU“ Vereinheitlichungen und Erleichterungen für Klein- 
und Kleinstunternehmen umgesetzt werden. Auch verfolgt 
die Bilanz-Richtlinie das Ziel, die Wahlrechte der Mitglied-
staaten zu reduzieren und damit Effizienz, Relevanz und 
Verständlichkeit der Finanzberichterstattung zu verbessern. 
Zudem wird die Umsetzung der Richtlinie zum Anlass ge-
nommen, das österreichische Bilanzrecht insgesamt zu mo-
dernisieren, etwa durch Beseitigung international nicht übli-
cher Posten und Bilanzierungsmethoden.

Daneben tritt das RÄG 2014 aber auch an, ein weiterer 
Schritt in Richtung Einheitsbilanz zu sein und somit Un-
terschiede in der Unternehmensbilanz und der Steuerbilanz 
auszugleichen. Ob diese zweifache Ausrichtung für den 
Bilanzersteller eine Erleichterung – wie es ja die Richtlinie 
insbesondere für die KMU erwirken will – ist, bleibt abzu-
warten. Der erste unter das Regime der RÄG fallende Regel-
bilanzstichtag ist der 31.12.2016. Im Folgenden wird anhand 
von einzelnen ausgewählten Änderungen, die sich im Zuge 
des RÄG 2014 ergeben, untersucht, inwieweit sich diese 
Ziele gemeinsam erfüllen lassen oder doch konträr zueinan-
der stehen.

Doppelte Zielsetzung
Unter dieser doppelten Zielsetzung überrascht zunächst die 
Neufassung des § 198 UGB zu den Personengesellschaften. 
Die nun wegfallende Einschränkung auf unternehmerisch tä-
tige Personengesellschafte bewirkt, dass künftig auch die rein 

vermögensverwaltenden GmbH & CO KG unter die Rech-
nungslegungs- und Offenlegungspflicht fällt, wobei ein nicht 
unbedeutender Anteil dieser Gesellschaften wohl der neu 
geschaffenen Kategorie der Kleinstgesellschaften zuzuordnen 
sein wird. Nichtsdestotrotz stellen die neuen Verpflichtungen 
einen erheblichen und nicht nur einmaligen Mehraufwand 
für diese Gesellschaften dar. Auch der Hinweis in den Erläu-
terungen zum RÄG 2014, dass eine Beschränkung auf „un-
ternehmerisch tätige“ Personengesellschaften der Richtlinie 
fremd ist, täuscht nicht über die Tatsache hinweg, dass hier 
dem eigentlichen Ziel der Richtlinie zur Vereinfachung nicht 
nur nicht entsprochen, sondern diesem sogar entgegenge-
wirkt wird. Auch ein Schritt hin zur Einheitsbilanz ist hier 
nicht gegeben.

Eine Erleichterung für den Rechtsanwender und im inter-
nationalen Gebrauch (wie z.B. in den IFRS) bereits bekannt 
ist die Einführung von Definitionen im Gesetzestext des  
§ 189a UGB. So wurde der beizulegende Wert inhaltsgleich 
mit dem steuerlichen Teilwert definiert. Dies entspricht eindeu-
tig dem Ziel der Einheitsbilanz, in der Praxis erleichtert dies 

Der Diener  
zweier Herren
RÄG 2014. Über das Rechnungslegungs-Änderungs
gesetz 2014 und seine doppelten Zielsetzungen.  
Von Gunther Bauer 
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aber nicht die tatsächliche Ermitt-
lung dieser beiden nun gleichen 
Werte. Dagegen steht die neue 
und erweiterte Definition der 
Umsatzerlöse nicht unbedingt 
im Fokus der Einheitsbilanz. Im 
Konzernbereich, in dem regel-
mäßig weiterverrechnete Kosten 
oder Kostenersatzzahlungen als 
Erträge in den Tochtergesellschaf-
ten, die ausgelagerte Funktionen 
für den Konzern übernehmen, 
anfallen, wird es zu Umgliederun-
gen von den sonstige Erträgen hin 
zu den Umsatzerlösen und folg-
lich zu einem Wechsel von der 
Größenklasse einer kleinen hin 

zu der einer mittleren Kapitalgesellschaft kommen. Die damit 
einhergehende Pflicht zur (neugeregelten) Bilanzierung aktiver 
latenter Steuern, zur Aufstellung eines Lageberichtes sowie zur 
Prüfung des Jahresabschlusses bedeutet alles andere als eine Ver-
einfachung für das betreffende Unternehmen.

Die Änderungen im Bereich der Bilanzierung laten-
ter Steuern, die Verpflichtung zum Ausweis einer aktiven  
Steuerlatenz für mittelgroße und große Gesellschaften und 
der Übergang zum bilanzorientierten temporary concept sind 
aus Sicht der internationalen Vergleichbarkeit zu begrüßen. 
Ein Fokus auf die Einheitsbilanz kann hier naturgemäß, wie 
auch bei den geänderten Bestimmungen zur Aufstellungen 
des Konzernabschlusses, nicht gelegt werden.

Bessere internationale Vergleichbarkeit
Einen Beitrag zur besseren internationalen Vergleichbarkeit 
und zur Reduktion von Wahlrechten hätte auch die verpflich-
tende Bildung bestimmter Aufwandsrückstellungen bedeu-
tet, die im Ministerialentwurf des RÄG 2014 ursprünglich 
vorgehsehen war. Da die steuerliche Abzugsfähigkeit dieser 

Posten wohl nicht in Aussicht gestellt wurde, hat sich der Ge-
setzgeber dann doch dem Ziel der Einheitsbilanz gefügt und 
in der endgültigen Fassung keine Änderungen zur bestehenden 
Gesetzeslage vorgesehen. Anders wurde bei der Schaffung des 
neuen § 201 Abs. 22 Z 7 UGB vorgegangen. Dieser sieht die 
Einführung des Grundsatzes der verlässlichen Schätzung vor. 
Die steuerliche Anerkennung solcher Pauschalrückstellungen 
und Pauschalwertberichtigungen ist aber – so führen es auch 
die Gesetzesmaterialien aus – einer weiteren Novelle des Ein-
kommensteuergesetzes vorbehalten. Die Maßgabe der umsich-
tigen Beurteilung sowie des Vorliegens statistisch ermittelbarer 
Erfahrungswerte lassen diese Regelung in der Praxis wohl eher 
wie ein Bilanzierungswahlrecht erscheinen, sodass diese neuge-
schaffene Regelung weder dem Ziel der Einheitsbilanz noch der 
Reduktion von Wahlrechten dient.

Für langfristige Rückstellungen normiert nun § 211  
Abs. 2 UGB eindeutig, dass diese – falls sie eine Restlaufzeit 
von mehr als einem Jahr aufweisen – mit einem marktübli-
chen Zinssatz abzuzinsen sind. Dies bedeutet prinzipiell eine 
Annäherung an die steuerlichen Vorschriften, die die Kürzung 
langfristiger Rückstellungen mit einem pauschalen Satz von 
20% bereits länger bzw. mit einer Abzinsung um 3,5% p.a. ge-
mäß § 9 Abs. 5 EStG neuerdings vorsehen. Der vollkommene 
Schulterschluss zwischen unternehmensrechtlicher und steuer-
rechtlicher  Bilanz in diesem Zusammenhang wird allerdings 
nicht im Gesetzestext, sondern lediglich in den Erläuterungen 
hierzu vollzogen. Diese sehen vor, dass bei der Bestimmung der 
Marktüblichkeit des Zinssatzes der Durchschnittssatz des § 9 
Abs. 5 EStG herangezogen werden kann. Nur in dem Fall, dass 
der Bilanzersteller und gegebenenfalls der Abschlussprüfer die-
sen Zinssatz als geeignet erachten, ergibt sich hier die partielle 
Erfüllung des Zieles der Einheitsbilanz. Die in den Erläuterun-
gen ebenfalls als Orientierungsmöglichkeit angeführten  „deut-
schen Kundmachungen der Rechtsverordnungen nach § 253 
Abs. 2 vierter Satz dHGB“ weist  für den Stichtag September 
2015 bei einer Restlaufzeit von einem Jahr einen Abzinsungs-
satz in Höhe von 2,21% aus. Dieser Zinssatz steigt mit zuneh-
mender Restlaufzeit, bei einer Restlaufzeit von neun Jahren 
beträgt er beispielsweise 3,55%.

Als letztes dieser Beispiele sei noch der von der Bilanz-
Richtlinie geforderte und in § 203 (5) UGB implementierte 
höchstzulässige Zeitraum einer Firmenwertabschreibung zu 
nennen. Natürlich sind es nicht die steuerrechtlich vorgese-
henen 15 Jahre geworden. Ich denke, dazu erübrigt sich jeder 
Kommentar, erinnern wir uns lieber, wie es dem Truffaldino, 
dem tatsächlichen Diener zweier Herren, ergangen ist. Er hat 
furchtbaren Wirbel erzeugt, seine Herrschaften verwechselt,  
diese beinahe ins Unglück getrieben. Zum Schluss ging alles 
gut aus und alle waren zufrieden. Das ist halt der Unterschied 
zwischen dem RÄG 2014 und der Commedia dell’Arte.	 n

Erinnern wir uns, 
wie es dem Truffal-
dino, dem Diener 
zweier Herren aus 
der Commedia 
dell´Arte, ging: 
Er hat ordentlich 
Wirbel erzeugt, 
seine Herrschaften 
verwechselt und 
diese beinahe ins 
Unglück getrieben.

Die damit einhergehende Pflicht zur Bilanzierung aktiver 
latenter Steuern, zur Aufstellung eines Lageberichtes ... 
bedeutet alles andere als eine Vereinfachung.
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Kennen Sie schon 
die neuen Bilan
zierungsregeln?  
2	 RÄG 2014    

Das RÄG 2014 enthält eine Vielzahl an 
Änderungen, welche nahezu alle Unter-
nehmen betreffen, die ihren Jahres- oder 
Konzernabschluss nach UGB erstellen. 
Grundlegende Bilanzierungsvorschriften, 
die lang ihre Geltung hatten, werden 
modifiziert und neue Bilanzierungs-
grundsätze eingeführt. Dieses Buch 
richtet sich an Praktiker und hilft, den 
Jahresabschluss auch in Zukunft richtig 
zu erstellen bzw. zu prüfen. Es bietet:

	 Kurzüberblick über Änderungen
	 Erläuterungen zu allen neuen Defini-

tionen und Grundsätzen
	 Vergleich alte und neue Rechtslage
	 Beispiele zu den Bilanzposten
	 alle Änderungen beim Konzernab-

schluss

Verpflichtend anzuwenden ab 20.7.2015 
für Geschäftsjahre, die nach dem 
31.12.2015 beginnen!

Steiner/Webernig, Das Rechnungs
legungs-Änderungsgesetz 2014.  
Manz Verlag 2015. XVI, 122 Seiten. Br. 
EUR 29,–. ISBN 978-3-214-03909-7

Optimaler Überblick  
3 	�Inklusive RÄG 2014 u.a.m.

Auch die 3. Auflage ermöglicht einen 
raschen Überblick über das Recht der 
Kapitalgesellschaften unter Einbeziehung 
des Umgründungs- und Übernahme-
rechts. Dabei werden folgende Bereiche 
behandelt:

	 Gesellschaftsformen AG und GmbH
	 Umgründungsformen 
	 Eigenkapitalersatzrecht
	 Ausschluss von Minderheitsgesell-

schaftern
	 Europäische Aktiengesellschaft (SE)
	 Grundzüge des Übernahmerechts

Neu in der 3. Auflage: das Abgabenän-
derungsgesetz 2014, aktuelle Rechtspre-
chung von VwGH, OGH und EuGH, 
das Rechnungslegungs-Änderungsgesetz 
2014, die Strafrechtsreform 2015.

Nowotny/Fida, Kapitalgesellschafts-
recht, Umgründungsrecht, Über
nahmerecht. 3. Auflage. Br. XVIII,  
254 Seiten. EUR 52,–.

No risk – no fun 
4 	Auch als e-book  

Entscheidungen gehören zu unserem All-
tag wie Essen, Trinken und Atmen, egal 
ob privat, beruflich oder politisch. Doch 
wann ist eine Entscheidung richtig? 
Welche Kriterien gibt es dafür und wel-
ches Risiko gehen wir mit dem Treffen 
einer Entscheidung ein? Peter Buchenau 
nimmt auf unterhaltsame Art und Weise 
die Angst, sich festzulegen. Der ehemali-
ge Krisen- und Risikomanager sagt: Es ist 
vorteilhafter, eine Entscheidung zu fällen, 
als es nicht zu tun, denn sie kann in den 
allermeisten Fällen korrigiert werden. In 
seinem Buch zeigt er, wie man Risiko 
bewertet, und erläutert anhand von Pra-
xisbeispielen, welche Chancen sich durch 
die Anwendung von „Risikointelligenz“ 
ergeben können.

Buchenau, Nur wer wagt, gewinnt 
– Bessere Entscheidungen durch 
Risikointelligenz. Linde 2015. 
208 Seiten. Geb. EUR 24,90. E-book 
EUR 19,99. ISBN 978-3-709-30593-5

Viel mehr als nur  
eine Tarifreform  
1 	Mit Tipps für den  

Beratungsalltag  

Die laut Bundesregierung größte Steuer-
reform der 2. Republik bringt eine Viel-
zahl an Änderungen in allen relevanten 
Steuergesetzen. Dieses Praxishandbuch 
stellt sämtliche Neuerungen systematisch 
dar und behandelt schwerpunktmäßig 
die „Filetstücke“ der Reform:

	 Neue Tarife sowie weitere Änderun-
gen im Lohnsteuer- und SV-Recht

	 Kapitalvermögensbesteuerung und 
Gewinnausschüttungen 

	 Einschränkungen bei Verlustverrech-
nung

	 Änderungen Grunderwerbsteuer
	 Immobilienertragsteuer neu und  

sonstige ertragsteuerliche  
Änderungen

	 Registrierkassenpflicht
	 Bilanzdelikte und Untreue neu
	 Finanzstrafrechtliche Änderungen
	 Das Bankenpaket

Zur Veranschaulichung und Vertiefung 
sind die einzelnen Kapitel mit zahlrei-
chen Beispielen und Hinweisen für die 
Beratungspraxis versehen. Wertvolle 
Gestaltungsvorschläge auch für die 
Zeit nach Inkrafttreten der (meisten) 
Bestimmungen am 1.1.2016 runden das 
Werk perfekt ab.

Marschner/Stefaner (Hrsg), Steuer-
reform 2015/2016. Manz Verlag 2015. 
XXII, 198 Seiten. Br. EUR 36,–. 
ISBN 978-3-214-04704-7

1

2

3

4

Buchneuerscheinungen und aktuelle Fachliteratur für den täglichen Gebrauch

knowhow
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Mit der Gesamtsituation  
unzufrieden

Im FOKUS. Ein Kommentar zur aktuellen Steuerlegistik, am Beispiel 
Grunderwerbsteuer und Registrierkassen. Von Verena Trenkwalder 

imfokus

Das in der Bevölkerung wohl am 
stärksten wahrgenommene The-

ma der Steuerreform betrifft die Än-
derungen in der Grunderwerbsteuer, 
die doch in weiten Bereichen zu we-
sentlichen Steuererhöhungen führen 
werden. Bis heute ist allerdings nicht 
bekannt, wie der Grundstückswert aus 
dem Bodenwert hochgerechnet und 
wie der Gebäudewert ermittelt werden 
soll. Die in Aussicht gestellte Verord-
nung ist gerade in Begutachtung. Was 
ist die Folge? Verunsicherte Bürger, die 
eine Verteuerung fürchten und daher 
Schenkungen vorziehen. Viele haben 
noch zugewartet, um einen Günstig-
keitsvergleich vorzunehmen, aber die 
Zeit wird immer knapper. Dies lässt 
zwar die Einnahmen des Bundes aus 
der Grunderwerbsteuer steigen, als 
vertrauensbildende Maßnahme kann 
es aber nicht bezeichnet werden, die 
Bürger so lange im Dunkeln tappen zu 
lassen.

Nur nebenbei sei bemerkt, dass 
auch die Verordnung, die die Auftei-
lung des Immobilienwertes auf Grund 
und Boden und Gebäude regeln soll, 
noch immer nicht existiert. 

Dauerbrenner Registrierkassen
Die Barumsatzverordnung 2015 wurde 
am 9.9.2015 veröffentlicht, eine Be-
gutachtung hat es nicht gegeben. Die 
Registrierkassensicherheitsverordnung 
befindet sich im Notifikationsverfahren 
und wird daher erst im Dezember ver-
öffentlicht werden. Der lang ersehnte 
Erlass wurde erst am 13.11.2015 veröf-
fentlicht. Die Begutachtungsfrist war – 
wie schon Gewohnheit – äußerst kurz. 

Der Durchführungserlass bietet vie-
le Probleme, ich möchte wenige exem-
plarisch aufgreifen:

	 Die handelsübliche Bezeichnung ist 
in derzeitiger Form überschießend.

	 Besondere Probleme bereiten aus-
gestellte Rechnungen, die Tage 
oder Wochen später dann doch bar 
bezahlt werden und die nach dem 
Erlass als Bareinnahmen zu erfassen 
sind. 

	 Völlig unklar ist die Frage, wie durch-
laufende Posten zu behandeln sind, 
insbesondere ob das Umgehen der 
Signatureinrichtung für durchlau-
fende Posten zulässig ist oder nicht.

	 Auch für Automaten besteht er-
hebliche Rechtsunsicherheit, da die 
Erleichterung bei der Belegertei-
lungspflicht nur dann in Anspruch 
genommen werden kann, wenn 
über die Bareingänge keine Einzel-
aufzeichnungen geführt werden. 

Neuregelung Einlagenrückzahlung
Die Neuregelung der Einlagenrückzah-
lung durch die Steuerreform soll nun-
mehr bereits vor dem Inkrafttreten wie-
der modifiziert werden. Erfreulich ist, 
dass nun wieder grundsätzlich ein Wahl-
recht zwischen Gewinnausschüttung 
und Einlagenrückzahlung bestehen soll. 
Allerdings setzt die Gewinnausschüttung 
eine positive Innenfinanzierung und die 
Einlagenrückzahlung ein positives Ein-
lagenevidenzkonto voraus. Daher bleibt 
das Problem bestehen, dass nach Sanie-
rungen lange Zeit nur Einlagenrückzah-
lungen vorgenommen werden, was im 
Bereich der Kapitalgesellschaften zu einer 
massiven Steuerbelastung führt.
 
Wegzugsbesteuerung
Das Abgabenänderungsgesetz 2015, das 
am 19.10.2015 in Begutachtung ge-
gangen ist, bringt auch eine umfassende 
Neuregelung der Wegzugsbesteuerung. 

Grundsätzlich ist nicht zu beanstanden, 
dass in Zukunft im unternehmerischen 
Bereich keine Möglichkeit mehr besteht, 
einen Steueraufschub zu beantragen, son-
dern die Steuer in Raten entrichtet wer-
den kann, während im privaten Bereich 
(Kapitalvermögen) weiter ein Antrag auf 
Steueraufschub gestellt werden kann. 
Befremdend ist, dass durch die Verän-
derung der Verjährungsbestimmung die 
Verjährungsfrist erst zu laufen beginnt, 
wenn das rückwirkende Ereignis eintritt. 

Dies soll bereits alle Fälle eines Wegzuges 
in den letzten zehn Jahren betreffen. Der-
artige Rückwirkungen sind abzulehnen.

Umso unerfreulicher ist das VfGH-
Erkenntnis vom 25.9.2015, das feststellt, 
dass die ImmoESt auf Altbestandsimmo-
bilien nicht gegen das Rückwirkungsver-
bot verstößt. Die Begründung des VfGH 
sagt im Wesentlichen, dass bei Altbe-
standsimmobilien keine schwer oder 
nicht mehr reversiblen Entscheidungen/
Investitionen im Vertrauen auf eine be-
stimmte Rechtslage getroffen wurden. 

In Summe leisten Gesetzgeber und 
auch der VfGH in den letzten Mona-
ten bis Jahren dem Standort Österreich 
keinen wirklich guten Dienst, was sich 
nicht zuletzt in fast allen aktuellen 
Standortrankings widerspiegelt.       	  n

✗
In Summe leisten 
Gesetzgeber und 
auch der VfGH 
in den letzten 
Monaten bis Jah-
ren dem Standort 
Österreich keinen 
wirklich guten 
Dienst.
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softskills

„Burnout“ gilt als die neue Volkskrankheit. Die Berichte 
allerorts verheißen nichts Gutes und einer Studie der 

Gewerkschaft der Privatangestellten zufolge sind in Österreich 
eine Million Menschen gefährdet. Das Burnout-Syndrom führt 
häufig zur Krankschreibung, Arbeitsunfähigkeit oder Frühpen-
sionierung. Was bedeutet es eigentlich? Bis heute gibt es keine 
Diagnosekodierung nach ICD, und daher sind es die Symp-
tome, die hier besprochen werden. Der Begriff „Ausgebrannt-
sein“ bezeichnet berufsbezogene und/oder familiär ausgelöste 
chronische Erschöpfung. Die Hauptursache sind sogenannte 
psychosoziale Belastungen. Betroffene haben das Gefühl, stän-
dig unter Zeitdruck zu stehen, widersprüchliche Anweisungen 
zu bekommen oder sich nicht einbringen zu können. Außer-
dem fehlt ihnen oft die Unterstützung von Vorgesetzten oder 
Kollegen. Durch diesen Stress am Arbeitsplatz entstehen jähr-
lich, laut EU-Schätzung, Kosten in der Höhe von 20 Milliarden 
Euro. Also handelt es sich hierbei nicht nur um persönliches 
Leid und betriebswirtschaftlichen Verlust, sondern auch um ein 
volkswirtschaftliches Millionengrab.

Reformunwillen der Gesundheitssysteme
Das Thema Prävention wird zum Teil aus der Mutlosigkeit, die 
durch den Reformunwillen der Gesundheitssysteme entstanden 
ist, als Allheilmittel gehandelt. Was bedeutet Prävention und 
inwiefern ist Prävention ein Thema in unserem Arbeitsumfeld? 
Als Prävention bezeichnet man vorbeugende Maßnahmen, um 
eine unerwünschte Entwicklung zu vermeiden. Der Begriff 
kann mit „vorausschauender Problemvermeidung“ übersetzt 
werden. Durch die Ottawa-Charta der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) vom 21. November 1986 wurde der Begriff, 
der Anfang des 19. Jahrhunderts im heutigen Sinne in der 
Rechtswissenschaft geprägt wurde, in die Gesundheitsförderung 
eingeführt. Er hat mittlerweile den älteren Begriff Prophylaxe 
verdrängt. Prävention zielt auf die Vorbeugung oder Früherken-
nung von Krankheit ab und spricht sich dabei z.B. für Imp-
fungen, gesunde Ernährung, Früherkennung und ausreichende 
Bewegung aus. 

Die Ottawa-Charta bietet ein Integrationsmodell an, um 
unterschiedliche Strategien der Gesundheitsaufklärung, -erzie-
hung, -bildung, -beratung, -selbsthilfe sowie der Präventivme-
dizin anzuwenden und fortzuentwickeln. Ihr gesundheitspoliti-
sches Leitbild wird auch als Umorientierung von der Verhütung 
von Krankheiten zur Förderung von Gesundheit beschrieben. 
Dies erfordert neue Handlungsprioritäten. Die zentrale Frage 
lautet: Was hält den Menschen gesund? Fokussiert werden also 
weniger Krankheiten und ihre Entstehung (Pathogenese), son-
dern Determinanten von Gesundheit (Salutogenese). Durch 
die Veränderung der Arbeits-, Umwelt- und Lebensbedingun-
gen sowie des individuellen Verhaltens sollen bessere Bedin-
gungen für gesundes Leben geschaffen werden. Dabei ist die 
aktive Beteiligung (Partizipation) der Individuen und Gruppen 
in ihren Lebenswelten essentiell, um nachhaltige Befähigung zu 
selbstbestimmtem Handeln zu ermöglichen.

Gesundheitsförderung am Arbeitsplatz
Die Beschäftigten in einem Betrieb sind für die Gesundheitsför-
derung eine in sich geschlossene Adressatengruppe. Es erhöht 
die Chance der Beteiligung an Gesundheitsprogrammen, da es 
in den Betrieben bereits etablierte Kommunikationskanäle gibt. 
Ein Grund zur Förderung von Gesundheit am Arbeitsplatz ist 
der Schutz der Beschäftigten vor Schädigungen ihrer Gesund-
heit, die durch bestimmte berufliche Tätigkeiten hervorgerufen 
werden können. Ein anderer Aspekt ist das Arbeitsumfeld mit 
seinen Auswirkungen auf die Gesundheit. Eine ganze Reihe von 
Forschungsergebnissen zeigt, dass bestimmte Arbeitsformen 
wie Gleichförmigkeit, mangelnder Handlungs- und Entschei-
dungsspielraum, fehlende soziale Unterstützung und dauerhaf-
ter Stress sich negativ auf die Gesundheit auswirken.

Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) bezeichnet 
eine mehrere Analyse- und Gestaltungsebenen umfassende 
Handlungsstrategie auf den Ebenen Mensch – Organisation – 
Arbeit, die strategisch und methodisch darauf abzielt, Gesund-
heitsressourcen im Unternehmen aufzubauen. Definitorisch 
und gesundheitspolitisch spielt im europäischen Raum die 

Prävention  
statt Burnout
Vorsorge. Über betriebliche Gesund-
heitsförderung. Von Andrea Kdolsky

Es handelt 
sich hier nicht 

nur um per-
sönliches Leid  
und betriebs-

wirtschaft-
lichen Verlust, 

sondern um 
ein volkswirt-
schaftliches 

Millionengrab.
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Luxemburger Deklaration (1997) eine wesentliche Rolle. Die 
betriebliche Gesundheitsförderung ist auch im Themenkreis der 
Vereinbarkeit von Privatleben, Familie und Beruf (Work-Life-
Balance) von wachsender Bedeutung.

Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) umfasst alle 
Maßnahmen von Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Gesell-
schaft zur Verbesserung von Gesundheit und Wohlbefinden 
am Arbeitsplatz. Dies kann durch eine Verknüpfung folgender 
Ansätze erreicht werden:

	 Verbesserung von Arbeitsorganisation und  
Arbeitsbedingungen

	 Förderung einer aktiven Mitarbeiterbeteiligung
	 Stärkung persönlicher Kompetenzen.

Grundlage für die aktuellen europaweiten Aktivitäten zur 
betrieblichen Gesundheitsförderung sind zwei Faktoren. Einer-
seits hat die EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz (Richtlinie des 
Rates 89/391/EWG) eine Neuorientierung des traditionellen 
Arbeitsschutzes in Gesetzgebung und Praxis eingeleitet. Zum 
anderen wächst die Bedeutung des Betriebs als Handlungsfeld 
der öffentlichen Gesundheitsvorsorge (Public Health). Nach 
diesem Verständnis sind gesunde und qualifizierte Mitarbeiter 
sowohl in sozialer wie ökonomischer Hinsicht eine Vorausset-
zung für den zukünftigen Erfolg der EU. Der zuständige Dienst 
der Europäischen Kommission hat daher eine Initiative zum 
Aufbau eines europäischen Netzwerks für Betriebliche Gesund-
heitsförderung unterstützt. Die EU ermutigt die Mitgliedstaa-
ten, der Betrieblichen Gesundheitsförderung einen großen 
Stellenwert einzuräumen und bei politischen Entscheidungen 
Fragen der Gesundheit am Arbeitsplatz mit einzubeziehen.

Ein Beispiel ist das der klassischen Pathogenese vom Ansatz 
her entgegenstehende Salutogenese-Prinzip von Aaron Anto-
novsky. Während die Pathogenese Erkrankungen vermeidet, 
geht die Salutogenese weiter und fördert die Gesundheit und 
das Wohlbefinden. Aus der Luxemburger Deklaration gehen 
folgende Leitlinien zur Umsetzung Betrieblicher Gesundheits-
förderung hervor:

1. 	Die Belegschaft muss einbezogen werden (Partizipation). 
2. 	BGF muss bei allen Entscheidungen in allen Unterneh-

mensbereichen berücksichtigt werden (Integration). 
3.	 Alle Maßnahmen und Programme müssen systematisch 

durchgeführt werden: Bedarfsanalyse, Prioritätensetzung, 
Planung, Ausführung, kontinuierliche Kontrolle und 
Bewertung der Ergebnisse (Projektmanagement). 

4.	 BGF beinhaltet sowohl verhaltens- als auch verhältniso-
rientierte Maßnahmen. Sie verbindet den Ansatz der Risi-
koreduktion mit dem des Ausbaus von Schutzfaktoren und 
Gesundheitspotentialen (Ganzheitlichkeit).

Mit Hilfe dieses Ansatzes wird angestrebt, gesundheitsbezogene 
betriebliche Handlungsfelder herauszufiltern und zu analysieren 
(z.B. Gesundheitssituation im Betrieb/Krankenstände, Fluk-
tuation, Fehlzeiten, Motivationsfragen), um auf dieser Basis 
unter entsprechender Partizipation der Mitarbeiter Gesund-
heitsressourcen im Unternehmen aufzubauen. Salutogen wirk-
same betriebliche Gesundheitsprojekte setzen methodisch den 
Schwerpunkt auf Maßnahmenpakete, die unter Beachtung des 
Setting-Ansatzes generiert wurden und des Weiteren ein ent-
sprechendes Empowerment, also eine themenbezogene Kompe-
tenzentwicklung seitens der Zielgruppe, anstreben. Eine weitere 
Grundvoraussetzung nachhaltiger betrieblicher Gesundheitsför-
derung ist die möglichst permanente Evaluation derartiger Pro-
jekte. Bei Projekten, mit denen das Arbeitsschutzgesetz umge-
setzt werden soll, ist diese Evaluation vorgeschrieben.

Arbeitspsychologie und Arbeitsmedizin
Kurz gefasst kann man eine salutogen fundierte betriebliche 
Gesundheitspolitik als Ausdruck der Tendenz der Überformung, 
Umwandlung und Integration klassischer Präventionsthemen 
(Krankenstände, Gesundheit am Arbeitsplatz und Arbeits-
motivation, Fehlzeiten, Unfallverhütung, menschengerechte 
Gestaltung von Arbeit und Organisation) betrachten. Dies stellt 
erhöhte fachliche Anforderungen v.a. an die Arbeitspsychologie 
und an die Arbeitsmedizin. Auch Mitarbeiter im Personalwe-
sen und Mitglieder der Betriebs- und Personalräte müssen sich 
hier entsprechend weiterbilden. Letztlich stellt die Betriebliche 
Gesundheitsförderung auch eine Managementthematik bzw. 
ein modernes betriebliches Steuerungs-, Integrations- und Füh-
rungsinstrument dar. Grundansatz ist hierbei immer die Einbe-
ziehung der Mitarbeiter und die Erhöhung ihrer gesundheitsbe-
zogenen Handlungsfähigkeit (Empowerment).

Der ROI (Return On Investment) für Maßnahmen im 
Bereich der Betrieblichen Gesundheitsförderung wird in 
einschlägigen internationalen Studien mit dem Verhältnis 
1:3 beziffert, was dieses Instrumentarium als ökonomisch 
hocheffektiv ausweist. Zusätzlich werden betrieblich vorteil-
hafte personalpolitische Steuerungsmöglichkeiten erzeugt, 
die bis hin zur Unternehmenspolitik, -kultur und -strategie 
reichen können (Betriebliches Gesundheitsmanagement). 
Eine methodisch abgesicherte Konzeption von betrieblichen 
Gesundheitsförderungsprojekten gewährleistet zudem die 
Möglichkeit der Übertragung vorhandener Projektdesigns 
und einschlägiger Projektergebnisse auf weitere, strukturell 
vergleichbare Unternehmensstandorte.	 n

Betriebliche Gesund-
heitsförderung (BGF) 
bezeichnet eine 
mehrere Analyse- 
und Gestaltungs
ebenen umfassende 
Handlungsstrategie auf 
den Ebenen Mensch – 
Organistation – Arbeit, 
die strategisch und 
methodisch darauf 
abzielt, Gesundheits-
ressourcen im Unter-
nehmen aufzubauen.

Mit Hilfe dieses 
Ansatzes wird 
angestrebt, 
gesundheits-
bezogene 
betriebliche 
Handlungs-
felder heraus-
zufiltern und 
zu analysieren.
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MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

36. Auf lage erscheint im Dezember 2015. 
XXVIII, 500 Seiten. Br. EUR 54,–
Im Abonnement EUR 43,20
ISBN 978-3-214-08062-4

So viel hat sich schon 
lange nicht geändert!
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Fragebogen

1.	W ie oft sehen Sie Ihre/n SteuerberaterIn (StB)? 

Wir sehen einander durchschnittlich vier Mal im Jahr.  
Mein Steuerberater besucht uns zwei Mal in der Agentur,  
zwei Mal bin ich bei ihm in seiner Kanzlei.

2.	W as bringt er/sie Ihnen? 

Den Jahresabschluss. Darüber hinaus gibt er mir hilfreiche  
Tipps in Bezug auf Investitionen, Abschreibungen.

3.	I st sein/ihr Honorar angemessen? 

Das Honorar entspricht den erbrachten Leistungen.

4.	W ie alt soll/darf Ihr/e SteuerberaterIn sein? 

Das Alter spielt für mich keine Rolle, wichtig ist seine Erfahrung und individuelle Kundenberatung.

5.	D arf ein/e SteuerberaterIn Sexappeal haben? Oder wirkt ein/e unattraktive/r StB kompetenter? 

Ja selbstverständlich darf er Sexappeal haben. 

6.	S oll Ihr/e SteuerberaterIn nur Business-Kleidung tragen? 

Nicht unbedingt, mir ist nicht wichtig, wie er gekleidet ist.

7.	 Hat Ihr/Ihre SteuerberaterIn genug Zeit für Sie? 

Ja, er ist für mich immer gut erreichbar.

8.	S ehen Sie Ihre/n SteuerberaterIn als BuchhalterIn oder BeraterIn? 

Er ist beides für mich: ein guter Berater und mein Buchhalter.

9.	 Vor wem haben Sie mehr Angst: Ihrem Zahnarzt oder Ihrem Stb?  

Weder noch , ich gehe angstfrei sowohl zu meinem Zahnarzt  
als auch zu meinem Steuerberater.

10.	Wie wichtig ist Ihnen die örtliche Nähe zu Ihrem/Ihrer Steuerberater/in? 

Es ist hilfreich, ihn in der Nähe meines Büros zu wissen.

	 Vielen dank für Ihre Bemühungen!

Sind Sie gut beraten?

10 Fragen zum Steuerberater von 

Elisabeth Hirnigel

Elisabeth Hirnigel, Inhaberin der 
PR-Agentur PR International in Wien
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Ausgeschlafenes Geheimnis
Fun. Ein kurzer Powernap im Büro wirkt Wunder – erst 
mit einem Polster greift der Erholungseffekt. 

Es gibt zwei relativ wichtige Dinge im Leben: Energie ist das eine. Wer viel 
leisten will, muss gut ausgeschlafen sein. In Japan wird deshalb der Kurz-
schlaf propagiert. Powernapping ist der Fachbegriff. 20 Minuten wirken 
Wunder. Das Zweite ist: Lachen können. Beides ist im Donkey Kissen 
Powermap vereint. Wer müde ist, klemmt sich diesen Polster in den Nacken 
– oder lässt den Kopf darauf am Tisch ruhen. Preis: EUR 20,58. 

Stählerne Basis 
Revival. Vitra bringt die Büromöbel des 
französischen Designers Jean Prouvé ins  
21. Jahrhundert – eine Verbindung aus Stahl 
und Eiche.

Ein Schreibtisch im 21. Jahrhundert ist das, was früher 
einmal die Schaltzentrale einer Fabrik war. Richtig neu war 
dieser Gedanke in den 30er- und 40er-Jahren des 20. Jahr-
hunderts und für den französischen Designer Jean Prouvé 
Anlass, Stahl und Eichenholz in Büromöbeln zu vereinen. 
Die puristische Nüchternheit seiner Entwürfe hat den 
Möbelspezialisten Vitra dazu bewogen, Prouvés Büroserie 
wiederzubeleben und auf heutige Bedürfnisse anzupassen. 
Am Bureau Présidence, dem „Chefschreibtisch“, hat der 
Computer seinen eigenen Bereich rechts, Stromanschluss 
und Kabelauslassungen sind gut versteckt. Die stählernen 
Beine sind höhenverstellbar. Nach wie vor minimalistisch ist 
die Anzahl der Laden: drei müssen reichen. „Bureau Prési-
dence“ in Eiche natur und olivgrünem Unterbau kostet  
EUR 7.796,–. www.vitra.com

Verstärkt online 
Home-Office. Ohne schnelles Internet 
geht es nicht mehr – die Fritzbox bringt 
lahme Verbindungen auf Touren.

Im Internetzeitalter geht es um gute Verbindungen. 
Der Datendownload soll nicht lange dauern, Skype 
soll ohne Verzögerung gehen und das alles soll auch 
kabellos funktionieren, W-LAN macht es möglich. 
Wer mit der Performance seiner eigenen Internetver-
bindung unzufrieden ist, sollte die „Wirkung“ eines 
Modems zur Verstärkung in Betracht ziehen. Für ihre 
Benutzerfreundlichkeit von der deutschen Stiftung 
Warentest ausgezeichnet ist die Fritzbox 7490. Wer sie 
installiert, hat keine Verbindungsprobleme mehr.  
Das Modem funktioniert auf sämtlichen Plattformen 
und verstärkt die Signale. Das tut dem Download,  
der Internet-Telefonie und damit den Nerven gut.  
Die Fritzbox 7490 kostet EUR 199,99. 

Neue produkte, Services und Trends. Von Karin Pollack
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Großes Volumen
geld. Ein Portemonnaie für Männer, das immer 
dicker werden kann. 

Wenn es ums Geld geht, hat jeder seine Eigenarten. Vor allem, 
was die Architektur von Geldbörsen betrifft. Es ist empirisch 
erwiesen, dass Männer bei Geld und Kreditkarten Kleinforma-
tiges schätzen, wegen der Hosentasche wahrscheinlich, Männer-
handtaschen haben sich nicht wirklich durchgesetzt. „ The Ridge 
2.0“ ist eine recht leistungsfähige Variante, die dank elastischer 
Bänder den Zuwachs von Kreditkarten extrem gut verkraften 
kann. Die federnde Klammer hält 
auch  Geldbündel zusammen, 
und weil „The Ridge 2.0“ 
aus Carbon, Aluminium 
oder Titan gemacht ist, 
bleibt das Portemonnaie 
stets tadellos.  
Preis: EUR 65,– 
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Mobile Steckdose
Akku. Mit Lepow Power Bank geht einem  
der Strom niemals aus.

E-Mail, Internet, GPS: Ohne 
Mobiltelefon geht im Berufs-
leben fast gar nichts mehr. 
Problematisch ist deshalb, 
wenn dem Handy unterwegs 
der Saft ausgeht, weil man 
wieder mal nicht rechtzeitig 
ans Aufladen gedacht hat. Für 
solche Situationen gibt es die 
so genannten Power Banks, 
das sind mobile Ladestationen 
mit USB-Stecker, die man am 

besten immer bei sich trägt – den Moonstone von Lepow zum Beispiel. 
Diese bunten Teile sind mobile Steckdosen für Notfälle und sehen zudem 
auch ganz hübsch aus. Preis: EUR 27,–. 

In bester Ordnung
Möbel. Das Regalsystem Ego von Blaha bietet im Büro Stauraum 
für sämtliche Volumen.

Ohne Aufräumen geht es nicht. Und ohne Stauraum geht Aufräumen nicht. Ziel jeder 
Ablage im Büro ist es, Unterlagen auch nach vielen Wochen und Monaten wiederzu-
finden. Die Ordnungssysteme von Büroarbeitern sind höchst individuell. Der öster-
reichische Büromöbelspezialist Blaha hat mit „Ego“ ein System, das auf viele Vorlieben 
angepasst werden kann. Zum einen, was Höhen und Größen betrifft, in dieser Hinsicht 
ist das System modular, zum anderen, was Funktionalität anbelangt. Es gibt Hängere-
gister, Flügeltüren oder Klappenfronten. Wenn Laden, dann sind sie wunderbar luftge-
dämpft. Alles gleitet, rollt und klappt bestens, so dass man ständig aufräumen will. „Ego“ 
gibt es in Schwarz, Grau, Weiß, Gelb und Rot. Preise auf Anfrage. www.blaha.co.at

Kleine Marie
Nachlesen. Nützliche Lektüre 
für die kalte Jahreszeit und 
ihre unangenehmen Begleiter-
scheinungen.

Alle Jahre wieder: Die Grippezeit kommt 
wie das Amen im Gebet und meistens 
dann, wenn besonders viel zu tun ist. 
Nicht jedes „Sich-schlecht-Fühlen“ ist 
auch gleich eine Virusinfektion. Was 
man alles machen kann, bevor man in 
Krankenstand geht, steht in diesem Nach-
schlagewerk namens „Die kleine Marie“. 
In diesem Lesefächer mit Buchschraube 
sind 72 Rezepte zum Gesundbleiben ver-
sammelt – die Seele inklusive. Es sind alle-
samt alte Hausmittel. Schön ist auch der 
Untertitel dieser kleinen Gesundheitsfibel: 
„Leiden vermeiden“. Die Kleine Marie 
kostet EUR 5,60. 

Flexible Technik
Laptop. Die neuen Convertibles von Lenovo 
heißen Yoga – es gibt sie in zwei Spielarten.

Für alle, die vielleicht noch nicht wissen, was genau ein 
Convertible ist: Es sind Computer, die sich verwandeln 
lassen. Das Notebook „Yoga“ von Lenovo zum Beispiel ist 
ein superleichtes Notebook für unterwegs, aber so leistungs-
stark, dass es auch als Standcomputer zu Hause die digitale 
Basisstation sein kann. Weil ein Computer aber nicht nur ein 
Arbeitsgerät, sondern auch eine Unterhaltungsmaschine ist, 
muss es auch als Fernseher taugen. Lenovos „Yoga“ kann wie 
ein Zelt aufgestellt werden, Lautsprecher sind integriert. Ihre 
berührungsempfindlichen Bildschirme schließlich machen 
die Geräte aber auch zu Tablet-PCs. Ein 
Rundumschlag in Sachen Verwend-
barkeit also. Lenovos Yoga gibt es in 
einer 11-Zoll- (EUR 799,–) und 
14-Zoll-Variante (EUR 899,–).  
Info: www.lenovo.de 
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Aktuelle Veranstaltungen der ÖGWT

terminvorschau
21. Jänner 2016 I Wien I 13.30 – 16.30 	

IMMOBILIENBEWERTUNG aus steuerlicher Sicht
ÖGWT TRAININGSZENTRUM
Referent: StB Dr. Christian Prodinger
Ort: ÖGWT, Tiefer Graben 9/1.Stock, 1010 Wien
Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at
Begrenzte Teilnehmerzahl von 50 Personen

26. Jänner 2016 I Wien I 9.00 – 17.00 	

QUALITÄTSSICHERUNG für WT-KANZLEIEN
ÖGWT TRAININGSZENTRUM
Referenten: StB Sonja Haingartner und StB Mag. Harald Schützinger
Ort: ÖGWT, Tiefer Graben 9/1.Stock, 1010 Wien
Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at
Begrenzte Teilnehmerzahl von 50 Personen

28. Jänner 2016 I Wien I 9.00 – 17.30	

PERSONALTAGUNG 2016
ÖGWT PERSONALTAGUNG
Referenten: StB Dr. Martin Freudhofmeier, Mag. Friedrich Schrenk, StB Mag. Ernst Patka, StB Dr. Stefan Steiger
Ort: Hotel Renaissance, Ullmannstr. 71, 1150 Wien
Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at

17. Februar 2016 I Wien I 18.30 – 20.00	

AKTUELLES ZUR PERSONALBERATUNG
ÖGWT Club Wien
Referent: Stb Dr. Martin Freudhofmeier
Ort: Hotel Intercontinental, Johannesgasse 28, 1030 Wien
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

25. Februar 2016 I Wien I 9.00 – 17.00 	

GMBH GESCHÄFTSFÜHRER
ÖGWT TRAININGSZENTRUM
Referenten: StB Dr. Stefan Steiger, Mag. (FH) Elisabeth Dubrovich
Ort: ÖGWT, Tiefer Graben 9, 1. Stock, 1010 Wien
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at

3. – 4. März 2016 I Grundlsee I Beginn 13.00, Ende 16.30 	

MEDIZINISCHE BERUFE
ÖGWT PICHLARNER INTENSIVSEMINAR
Referenten: StB Dr. Patricia Andretsch, StB Mag. Michaela Christiner, RA Mag. Martin Mutz, 
StB Dr. Helmut Schuchter, StB Dr. Stefan Steiger 
Ort: MONDI-HOLIDAY Seeblickhotel Grundlsee, Archkogel 31, 8993 Grundlsee, www.seeblickhotel-grundlsee.at
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at
Bitte reservieren Sie rechtzeitig Ihr Hotelzimmer.

21. April 2016 I Wien I 9.00 – 17.00 	

DER RECHTSANWALT
ÖGWT – FREIE BERUFE
Referenten: StB Univ.-Prof. Sabine Kanduth-Kristen, Kurt Kalla, StB Dr. Stefan Steiger, RA Dr. Martin Wedenbauer,  
Mag. Grete Wohlmut, RA Dr. Armenak Utudjian 
Ort: Unicredit Center am Kaiserwasser, Eiswerkstraße 20, 1220 Wien
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at

Weitere Details und Informationen finden Sie auf www.oegwt.at. Wir freuen uns auf Sie! ©
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ABLAUF
Freitag, 10. Juni 2016 | 15.00 – 18.30 
Samstag 11. Juni 2016 bis 12.00 – Fachsimpeln
Fach-Seminar am Red Bull Ring von Top-Experten zum Thema KFZ
»	 Die Anschaffung eines PKW ist nach dem Erwerb eines Grundstücks 

die zweithöchste Geldausgabe der KlientInnen. 
»	 In fast jeder Betriebsprüfung werden Feststellungen zur ertrags- und 

umsatzsteuerlichen Beurteilung der Nutzung getroffen. 

Samstag, 11. Juni | 13.30 – 17.00
Netzwerken mit Spielbergfeeling, Teambildung in 3 Gruppen 
Netzwerken durch gemeinsame Erlebnisse:  
»	 KTM-X-Bow-Experience im Driving Center
»	 Besichtigung Red Bull Ring

SEMINARORT
VIP-LOUNGE RED BULL RING, Red Bull Ring Straße 1,  
8724 Spielberg, Tel. 03577 202 | www.projekt-spielberg.at

SEMINARHOTELS
in 8724 Spielberg, Höhenstraße 1 
Landhotel Schönberghof	 EZ EUR 90,– bzw. DZ EUR 150,– 
Schönberghof, Gästehaus Enzinger	 EZ EUR 90,– bzw. DZ EUR 150,–

IHRE INVESTITION
Wirtschaftsprüfer/Steuerberater	 EUR 360,– netto
ÖGWT-Wirtschaftsprüfer/Steuerberater	 EUR 300,– netto
Berufsanwärter	 EUR 300,– netto
ÖGWT-Berufsanwärter	 EUR 220,– netto

einschließlich Unterlagen, Mittagessen und Kaffeepausen, X-Bow Experience

INFORMATION
Sabine Kosterski, Tel. 0664/1277955, E-Mail:service@oegwt.at

WEITERBILDUNG
Die Veranstaltung gilt als fachliche Fortbildung im Ausmaß von  
8 Fortbildungseinheiten im Sinne des WTBG. 

ÖGWT NETZWERKEN
FACHSIMPELN MIT SPIELBERGFEELING 
SCHNELL STEUERN SPAREN BEIM KFZ

10.–11. Juni 2016 
VIP LOUNGE, Red Bull Ring, 
Red Bull Ring StraSSe 1, 8724 Spielberg

Die PKW-Besteuerung im Lichte der Ertragsteuern, Umsatzsteuer und Normverbrauchsabgabe

www.oegwt.atWir verbinden Menschen und Wissen.

DAS KARRIERE
NETZWERK

Früh-
bucher-
bonus 

10. Mai 2016

10%




